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1. 

Die  Herstellung  der  wirtscMtliclien  Emheit  in 

DeutsclüaniL^) 

Es  scheint  keine  gewagte  Behauptung,  dass  es  für  das  gegenwärtige 
Geschlecht  beinahe  unmöglich  ist,  sich  von  dem  ganzen  Elend  und  der  voll- 
ständigen Äussichtslcsigkeit  der  wirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Zu- 
stände in  unserem  Vaterlande  am  Ausgange  der  Napoleonischen  Epoche  eine 
nur  einigermassen  adäquate  Vorstellung  zu  machen.  Allein  in  dem  grössten 
deutschen  Staate,  welcher  aus  den  Befireiungskriegen  mit  einer  Einwohner- 
zahl von  10^/2  MilUoneu  hervorgegangen  war,  in  dem  Preussen  der  8  alten 
Provinzen,  gab  es,  vor  allem  info^e  des  Zusammenwachsens  des  Staatsgebietes 
aus  117  früher  selbständigen  Landen,  bis  Anfang  1816  nicht  weniger  als 
einige  60  verschiedene  Zollsysteme,  Tarife  und  dergleichen  und  ebenso  xahl- 
reiche  Zollgrenzen  und  Zollschranken.  Obwohl,  namentlich  seit  dem  Eintritt 
Steins  und  Hardenbergs  in  die  Reihe  der  preussischen  Minister,  die  allgemeine 
Tendenz  dahin  g^angen  war,  das  alte  Friedericianische  Handels^fstem  dordiein 
liberales  zu  ersetzen,  so  war  doch  weder  unmittelbar  vor  dem  Kriege  von 
1806,  noch  auch  nach  ihm  bis  zu  den  Friedensschlüssen  von  1814  und  1815 
Raum  und  Zeit  für  eine  durchgreifende  Reform  desselben  g^ndw  worden. 
In  der  Mehrzahl  der  östlichen  Provinzen  blieben  noch  immer  die  Städte  von 
der  umgebaiden  Landschaft  dvach  Zollbarrieren  getrennt,  die  zur  Sicher- 
stdlnng  der  Zölle  und  Verbrauchsabgaben  diente  AUiet  Bändel  in  den- 
selben war  in  die  StiUlte  gewiesen,  und  nur  mit  Begleitsch^neu  der  Accsse'* 
ämter  und  unter  stetiger  Kontrolle  der  Steuerbehörde  konnte  die  Mehnahl 
der  eingefOhrten  and  der  inländischen  Waren  selbst  von  Stadt  zu  Stadt  be- 
fördert werden.  Li  d^  eiskm  Provinz,  selbst  in  einem  Teile  derselben,  war 
die  Einfuhr  von  fremden  Produkten  and  Fabrikaten  erlaubt,  in  andern  ent- 
weder ganz  verboten  oder  mit  schweren  Zöllen  belastet  Während  in  den 
weia^lichen  Provinzen  bdnahe  alle  fremden  Gegenstände,  insbesondere  alle 
eng^iadien  Fabrikwaren,  frei  oder  gegen  massige  Abgaben  eingeführt  werden 
durften  und  auch  in  den  bidier  sächoschen  und  schwedischen,  sowie  in  den 
altpreussischen  Gebiete  östlich  der  Weichsel,  in  den  letzteren  wegen  ihres 
polnisch-mssischra  Verkehrs,  eine  Anwendung  der  mit  dem  Accisesvstem  eng 
verbundenen  Aus-  und  Einfuhrverbote  undenkbar  erschien,  war  in  den  Landes- 
teilen an  der  Elbe  und  Oder  die  Steuerfreiheit  eine  besondere  Ausnabnie  und 
das  Prohibitivsystem  die  Regel.  Und  ähnlich,  wie  in  Preussen,  jedenfalls 
nur  wenig  besser,  stand  es  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten.  Wenn 
der  reisende  Kaufmann  schon  durch  die  thatsächliche  Existenz  von  39  Buudes- 


*)  Da  ich  nur  die  Absicht  habe,  in  populär- wissensckaftlicher  Form  für 
I^ehrer  und  Studierende  der  Wirtschaftsgeschichte,  wie  für  reifere  Schüler  von 
Handelsschulen  obiges  Thema  zu  erörtern.,  so  unt^lMse  ich,  sdhon  der  Baiun- 
ersparnis  halber,  die  Aufk&hlung  der  benntstm  Qadl^wo^  und  sttti^Weisen 
Bearbeitungen«  *^ 
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»Staaten  in  Yerwnnderung  und  Staunen  geriet,  so  musste  ihm  das  bunte 
Ameisengewimmel  der  Zolltarife  und  Grenzabgaben,  die  Lnm^wiederkehr  der 
'  ssQllamtlichen  Bevisionen,  die  umsUlndliche  Schwerfillligkeit  der'^Abfertigungs- 
fonnen,  der  mit  all  diesen  Leiden  verbundene  G^ld-  und  Zeitverlust  das 
Reisen  gründlich  verbittern  und  ihn  dringend  mahnen,  künftig  daheim  in 
seinen  vier  Pfählen  zu  bleiben.  Nirgends  hatte  sich  bei  der  durch  den 
Wiener  Kongress  von  neuem  garantierten  Zersplitterung  Deutschlands  und 
bei  dem  zu  souveränem  Dünkel  emporgestiegenen  Partikularismus  ein  grösseres, 
umfassendes  ZoUgebiet  bilden  können.  Ausschliesslich  das  fiskalische  und 
finanzielle  Interesse  der  Einzelstaaten  hatte  die  Zollgesetze  diktiert  und  vor- 
zugsweise den  Z^vi^;fhenllandel  mit  fremden  Waren  begünstigt.  National- 
ökonomische Rück.^icliten  waren  den  meisten  deutschen  Eegierungen  damals 
so  fremd,  wie  eine  klare  Einsicht  in  die  unautibleiblichen  Folgen  dieses 
Ciehenlassens. 

Ein  anderes  kam  hin/Ai,  sok'h  wiilscliaftliches  Elend  zu  seinem  Höhe- 
punkte zu  steiaern.  Bekunntlieh  hatte  die  von  Napoleon  im  Berliner  Hehlosse 
verfügte  Kontinentalsperre  den  Zweck,  England  zu  vereinzeln,  seinen  Waren- 
absatz zu  hindern,  seine  unbeschäftigten  Schifie  in  den  Docks  verfaulen  zu 
niai^hen,  das  englische  Volk  zur  \'crzweiflung  und  in  die  Fesseln  der  fran- 
zösischen Weltherrschaft  zu  treiben.  Mag  imnierliin  die  Kontinentalsperre 
ein  glänzendes  Zeugnis  für  den  systematischen  Denker  sein:  in  ihrer  AVirkung 
auf  das  Inselreich  alich  sie  einem  Faustschlag  in  den  Ocean.  Die  englischtui 
Kaufleute  brachten  ihren  Verlust  durch  Schmuggel  wieder  ein  und  deckten 
durch  vierfache  Preisforderung  den  durch  französische  Kaper  luid  Douaniers 
erlittenen  Schaden.  Wahrend  die  französische  Industrie  und  Reederei  er- 
lahmten, erbrachen  <lie  Engländer  die  ihnen  bis  dahin  verschlossenen  spanischen 
Kt)lonialreiche,  eroberten  die  französisch -niederländischen  Kolonien  und  ent- 
i'issen  den  Holländern  die  Vorhand  im  Handel  mit  Ciiina.  Vor  allem  aber 
erzielte  der  englische  Gewerbfleiss ,  durch  zahllose  Erfindungen,  die  sich  an 
die  Entdeckungen  Watts  und  Arkwrights  in  naturgeniässem  Gange  anschlössen, 
gestützt  und  emporgetrieben,  gerade  in  iliesen  Jahren  durch  die  Masse,  die 
( Üite  und  die  Billigkeit  seiner  Fabrikate  Erfolge,  die  selbst  den  s]>eknlativslen 
Köpfen  der  vergangenen  Epoche  als  fabelhaft  erschienen  wären.  Hatte  schon 
die  Kontinentalsperre,  solange  sie  bestand,  unsere  lieimische  Leinen-  und 
Tuchindustrie  beinahe  vernichtet,  so  hatte  ilire  durcli  die  Niederwerf nng 
XajKileons  bewirkte  Aufhebung  das  Ergebnis  gehabt,  dass  die  Einfuhr  der 
billigen  und  zugleich  technisch  überlegenen  englischen  Fabrikate  ein  er- 
.schi'cckendes  übergewicht  bekam.  Vielfach  zu  Preisen,  Avelche  die  Her- 
stellungskosten kaum  zu  decken  schienen ,  jedenfalls  in  der  Absicht ,  jede 
national-deutsche  Fabrikthätigkeit  im  Keime  zu  erdrücken  imd  das  deutsche 
Publikiun  dauernd  an  englische  Waren  zu  gewöhnen ,  überschwemmte  man 
puglischerseits  mit  unheilvollen  Massen  britischer  Fabrikate  und  ^lanufakturen 
alle  Staaten  Deutschlands.  Die  einheimische,  ohnehin  durch  die  Kriegsjahre 
gestörte  Industrie  war  einer  solchen  Konkurrenz  nicht  gewachsen;  ihr  fehlten 
dazu  Kapitalien,  Kredit,  Maschinen,  technische  Kenntnisse  und  leichter  Bezug 
der  Kohstoffe.  Was  es  an  deutscher  Gewerbthätigkeit  und  deutschen  Fabriken 
1815  noch  gab,  erlag  in  den  folgenden  Jahren  unter  der  Übermacht  des 
englischen  Konkurrenten  und  unter  den  lähmenden  Wirkungen  wiederholter 
Mksemten. 

Was  Deutschland  bedurfte,  um  wieder  emporzukommen,  war  ein  Doppeltes: 
eininal  die  Herstellung  eines  alle  deutschen  Staaten  umfassenden  Zoll-  und 
Wirtochaftagetnetes;  sodann  auf  Grundlage  diaser  neugewonn^aen  Ökonomischen 


Einheit  eine  entschlossene  Stellungnahme  dem  Auslande  gegenüber,  welche 
Achtung  abzwang  und  znr  (regenseitigkeit  nötigte.  Beiden  Forderungen 
stellte  sich  das  ganze  Elend  deutscher  politischer  Vergangenheit  und  (Gegen- 
wart entgegen.  Wenn  eine  allgemeine  ileutsche  Zolleinigung,  wie  es  auf  der 
Hand  lag,  auch  ohne  äussere  Gewalt  die  politische  Einheit  der  Nation  fördern 
und  beschleunigen  muastei  so  war  es  vorauszusehen,  dass  sich  einer  solchen 
die  lüGttel-  und  Kleinstaaten,  selbst  auf  die  (iefahi-  wirtschaftlicher  Nachtue 
hin,  mit  der  ganzen  Zähigkeit  des  deutschen  Partikularismus  entgegenstemmen 
würden.  Solcher  Widerstand  war  nur  zu  Uberwinden  durch  den  Frankfurter 
Bundestag  oder  durch  eine  der  beiden  Grös^^hte.  Nun  enthielt  zwar  der 
Artikel  19  der  Bundesakte  die  Zusage,  dass  „der  Bundestag  wegen  de« 
Handels  und  Verkehrs  in  Beratung  treten  solle.*'  Aber  von  allgemeinen 
Beratungen  des  Deutsehen  Bundes,  zu  dessen  Mitgliedern  drei  fremde  Könige, 
England  fttr  Hannover,  Holland  für  Luxemburg,  Dänemark  für  Holsten 
gehörten,  und  in -dem  Beuss  jüng.  Linie  oder  Lippe -Bäekeburg  auf  Grund 
der  fOf  wichtige  Beschlüi^  gelorderten  Einstimmigkeit  jede  Entwicklung 
zu  hemmen  im  stände  war,  konnten  nur  Thor^  etwas  erhoffen.  Ebenso  war 
die  Präsidialmacht  des  Bundes,  Österreich,  weldies  übergenug  damit  zu  thun 
hatte,  die  letzten  Fanken  des  Feuerbrandes  der  Fnähettsfaiege  poUzeilidi 
anszulSsehen,  imd  welches  die  wirtschafUiehe  Absperrung  als  die  notwendige 
Er^bizung  seines  geistigen  und  politischen  Bepressivsyst^as  betrachtete, 
damals  so  wenig,  wie  jemals ,  gewillt,  für  Deutschland  etmm  zu  lösten.  So 
musste  dasselbe  Preussen,  welches  soeben  für  die  Abwerfung  des  franzSsiachen 
Joches  das  Beste  gethan,  durch  seme  Lage  darauf  angewiesen  und  durch 
seine  Bedürfnisse  genötigt,  auf  eigene  Hand  zur  rettenden  That  schreiten;  so 
mussten  die  bnmdenburg-preussisdien  Herrscher,  die  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert den  Behamingatrieb  ihrer  Untai^hanen  des  öfl^tiichen  Wohls  halber 
wiederholt  schroff  durchbrochen,  auch  in  dieser  Frage  vorang^en.  Ein  Glück, 
dass  König  Friedrich  Wilhelm  HL,  in  den  grossen  Fragen  der  international«! 
Politik  so  zaghaft  und  ohne  Initiative,  diesen  neuen  Au^ben  Preussens, 
wenn  auch  nicht  Partei  ergreifend  imd  auch  nicht  auf  eine  abstrakte  Handels- 
politik emgeschworen,  aber  durch  seine  Humanität  und  Bedlichkeit  getrieben, 
von  vornherein  sympathisch  gegenüberstand.  Ohne  das  Wirk«!  des  süd- 
deutschen Natiouidökonomen  Friedrich  List  und  des  badiscben  GdL  Rats 
Nebenius,  und  ohne  die  Verdienste  König  Ludwigs  L  von  Bayern  herab- 
y.us^etzeii,  nmss  die  Gründung  des  deutschen  Zollvereins  als  eine  vorwiegend 
preii.s?^isclie  That  bezeichnet  werden.  Auf  besonderen  Befehl  und  unter  der 
r^peziell.<tuii  Aiiteihialime  ders  Königs  arbeitete  der  damalige  preussisdieMinisterial- 
direktor  31aa8sen,  mit  J.  (1.  Hoffmann  der  eigentliche  Vater  imd  Vertddiger 
der  neuen  Wirtseliaft;^i)olitik,  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818  „über  den  Zoll 
und  die  \'erl>rauch:^steuer  von  ausländischen  Waren  und  ül>er  den  Verkehr 
zwischen  den  Provinzen  des  Staates"*  aus,  das  nicht  allein  ein  neues  Zoll-  und 
Steuersystem  für  den  ])reussisclK'n  Staat,  sondern  /Aiiileieli  in  der  grossen 
weltgeschichtlielien  Wendung  vom  Merkantilismus  zur  Handelspolitik  des 
19.  Jahrhunderts  das  erste  dauerhafte  Beispiel  sehatien  sollte.  Indem  das- 
selbe alle  Zolllinien  an  die  Landesgrenze  verlegte  un<l  alle  Binnenzölle  auf- 
hob, vereinigte  es  Stadt  und  Land,  Provinzen  und  Pn)vinzen.  AViihrend  die 
verschiedenen  preussiseheii  Laudesteile,  die  altererhteu,  die  wiedergewonnenen, 
die  neuerworbenen  bisher  eine  Herrschaft  gebildet  hatten,  so  wiu'den  sie 
durch  das  (besetz  von  1818  eine  Lebensgemeinschaft.  Der  Xanu'  Preussen 
bedeutete  fortan  ein  AVirtschaftsgebiet,  und  10*  .,  Millionen  Deutsche,  befreit 
von  all  den  verwickelten  Zoll-,  Durchgangs-  und  Handelsabgaben,  besiegelten 


ihre  politische  Zusammengehörigkeit  clurcli  die  Gemeinisamkeit  aller  Lebens- 
interessen. 

Auf  keinen  Fall  sollte  damit  die  Zahl  der  mit  Prohibitivgesetzen  um- 
mauerten Mächte  um  eine  neue  vermehrt,  oder  das  Merkantilsystera,  welches 
man  im  Binnenhmdc  aufgegeben,  an  den  Ausseugrenzen  behauptet,  oder  gar 
in  den   allgemeinen  Zollkrieg  eingestimmt  -werden,  den  bisher  Staat  gegen 
Staat  zum  gleichmässigen  Nachteil  allei*  Nationen  geführt  hatte.    Zwar  hatte 
in  den   grössten  andern  Staaten  die  Epoche  der  Kriege  von    1792 — 1815 
die  Amvandhmgen  -/u  einer  liberalen  Handelspolitik,  wie  sie  in  den  achtziger 
Jahren  überall  gesiegt  hatte,  vollständig  rückgängig  gemacht.     Der  politische 
Kajnpf  liatte  überall  die  alte  aggressive,  von  Handelsneid  diktierte  Kolonial- 
und  Handelspolitik   neubelebt.     Der  liberale  französisch -englische  Handels- 
vertrag von  1786,  der  in  vielem  dem  von  18t)0  gleicht,  war  beseitigt;  der 
Anlauf  Pitts  von  1784  —  1788,  im  Sinne  Adam  Smiths  den  englischen  Tarif 
zu  unifizieren,   zu  reinigen  und  zu  mildern,   schien  von  1792  an  vergessen 
und  in  sein  (legenteil  verkehrt.  Ebenso  hatte  man  in  Frankreich  das  liberale 
ZfJlgesetz  von  171*1  aufgehoben  und  war  zum  schrcflsten  Sperrsvstem  zurück- 
gekehrt.   Desgleichen  hatten  die  \\M'einigten  Staaten  nach  dem  Kriege  mit 
England  1812  ihre  Schutzzölle  weiter  erhöht,   und  Russlaud  hatte  mit  der 
I^ossage  vom  Kontinentalsystem  die  ersten  Schritte  zu  seiner  extremen  Schutz- 
zollpolitik gethan.   Vollends  v<m  1815 — 1820  hatten  die  meisten  Grossstaateu 
in  der   wirtschaftlichen  Krisis,  wie  sie  dem  Übergang  zum  Frieden  nach 
20 jährigem  Kriege  folgen  musste,  in  gesteigerten  Schutzzöllen  Hilfe  und 
Rettung  gesucht.    In  Preussen  verharrten  die  optimistischen  Schöpfer  des 
Zollgesetzes,  meistens  Schüler  Adam  Smiths  und  Immanuel  Kants  und  ganz 
in  den  Idealen  der  Stein-Hardenbergschen  Reformperiode  wurzelnd,  trotz  der 
entgegengesetzten,  immer  noch  starken  altpreussisclien  Traditionen^  trotz  des 
Jammems  vieler  Fabrikanten,  tiotz  Handelskrisen  und  Stockungeni  fest  dabei, 
jene  allgem^e  handelspolitiBche  Reaktion,  so  sehr  sie  Preussen  zur  Gegen- 
wehr reizen  mochte,   nicht  mitzumachen.    M^n  e  hielt  1815 — 1818  in  den 
hohen  Kreisen  des  liberalen  Beamtentums  immer  noch  an  dem  Glauben  fest, 
der  allgemeine  Friede  müsse  ein  System  liberaler  Handelsverträge  bringen, 
und  glaubte  sie  durch  nichts  mehr  zu  verhindern,  als  durch  Errichtung  eines 
sogenannten  Retorsionssystems,     Man   fühlte   ferner  sehr  deutlich,  dass  der 
eiBchöpfte  Staat  des  Friedens  mit  England  und  Russland  bedürfe.    Mit  Recht 
war  man  vor  allem  dei'  ÜI)erzeugung,  dass  man  mit  einem  holten  Schutztarif 
oder  gar  mit  einer  WicdcrhersteUung  der  alten   Aus-  und  Einfuhrverbote 
weder  die  beiden   Avestlichcn  Provinzen,  noch  die  Laadesteile  östlich  der 
Weichsel  in  die  einheitliche  Zolllinie  hineiuzwingen  könne,  und  dass  daher 
die  Einheit  des  Marktes  und  ein  relativ  liberaler  Tarif  sich  gegenseitig  be- 
dingende Prinzipien  seien.    Aber  wie  man  stolze  Sinnes  die  allgemeine 
handelspolitische  Reaktion  mitzumachen  v^rscdiinilite,  so  war  man  aus  prak- 
tischer Sachkenntnis,  mit  Rfiekrächt  auf  die  Lage  des  Landes  und  der  Volks- 
wirtschaft ebenso  weit  davon  ratlemt,  den  absoluten  Freihandel  einzuführen. 
Obwohl  im  Herzen  radikal  freih&ndlerisch,  betonten  Maassen  und  Hofinuum 
in  ihren  Schriften  und  in  den  Sitzung^  isomer  wieder  die  Beredit^ting 
eines  massvollen  Gewerbesehutzes  und  erkttrten,  dass  man  zwischen  dem 
Ideal  und  der  harten  Wirklichkeit  dnen  Mittelweg  zu  suchen  habe.  Von 
dies^  Eompromissstandpunkt  aus  ist  das  Gesetz  von  1818  zu  begreifen. 
Baaselbe  befreite  die  £än-  und  Ausfuhr  wie  kein  anderer  grosser  Staat  und 
wusste  von  keinem  Einfuhrverbot  ausser  in  Bezug  auf  Salz  und  Spielkarten. 
Dazu  waren  die  Zölle^  welche  die  fremde  Einfuhr  belegten,  durchaus  massvoll 


zu  nennen  und  nach  Annahme  de.«  Gewichtszollsystems  bequem  zu  erheben. 
Während  die  Einfuhr  derRohstoffe  fast  fi'ei  war,  nnd  nur  niäs.-^ige  Eingangsab^abei» 
die  fremden  Fabrikate  trafen,  waren  die  Zolleinnahmeu,  deren  der  aiis  tausend 
Wunden  blutende  Staat  in  seiner  damaligen  Bedürfti,2:keit  doi)])elt  henötigte, 
auf  die  überseeischen  Kolonialprudukte,  auf  die  Handelsobjekte  der  P^ngländer 
und  Holländer,  auf  die  Verzehrungsgeirenstände  der  wohlhabenden  Klassen 
angewiesen.  Als  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818  am  I.Januar  1819  wirklich 
in  Kraft  trat,  war  damit,  ohne  die  fremde  Konkurrenz  ganz  auszuschliessen, 
ein  Schutz  gegen  <lie  Üherfüllung  des  j)rcussischen  Marktes  mit  ausländischen, 
hauptsächlich  englischen  W^uren  gcschaficn  und  zugleich  ein  epuchemachendeh 
Ereignis  in  der  Geschichte  der  Freiheit  des  AVelthandels  vollzogen. 

Selbstverständlich  musste  das  preussische  Vorgclien  die  grösste  Auf- 
merksamkeil erregen.  Indem  Preussen  jenen  Fortschritt  in  seinem  wirtschaft- 
lichen Leben  machte,  der  nicht  allein  seine  Unterthanen,  sondern  dereinst 
auch  die  gesamte  deutsche  Nation  auf  eine  höhere  Stufe  der  Entwickliuig 
emporgehoben  hat,  sollte  es,  wie  so  oft  in  ähnlichem  Falle,  auf  den  all- 
gemeinsten Widerstand  stossen.  Der  liberale  Tarif  von  1818  wurde  in  Eng- 
land nnd  Holland  als  eine  masslose  uml  unerträgliche  Anmassung  bezeichnet, 
die  man  nicht  dulden  dürfe.  Auch  in  Osterreich  merkte  man  auf.  Einige 
scharfsinnige  Köpfe  erkannten  sofort,  dass  ein  freihändlerisch  gewordenes 
Preussen  nichts  anderes  als  eine  neue  Angriflswafle  der  Hohenzollern  in  ihrem 
alten  Gegensatze  gegen  das  Haus  Habsburg  l»edeute.  Aber  der  österreichische 
Minister  des  Auswärtigen  Fürst  ^letternich  war  glücklicherweise  in  allen 
Fragen  der  Volkswirtschaft  viel  zu  unwissend  und  als  österreichischer  Kavalier 
viel  zu  bequem,  um  sich  sogleich  um  scheinbar  so  fem  liegende  und  unter- 
geordnete Dinge  zu  kümmern.  Ein  Schrei  des  Entsetzeus  und  ein  Sturm 
des  Unwillens  erhob  sich  dagegen  im  übrigen  Deutschland  gegen  diese  neue 
preussische  Vergewaltigxuig.  Zwischen  den  sechs  östlichen  und  den  zAvei 
westlichen  Provinzen  des  damaligen  preussischen  Staatskörpers  lagen  mehr  als 
20  deutsche  Bundesstaate,  die  durch  hundert  und  tausend  Fäden  mit  dem 
grossen  Nachbar  verwachsen  waren.  Mochte  immerhin  dem  Ausland  gegen- 
über der  neue  Zolltarif  freihändlerisch  sein,  für  diese  deutschen  Territorien 
wirkte  er  entschieden  schutzzöllnerisch.  Um  so  mehr  als  jetzt  um  den  ganzen 
preussischen  Staat  ein  Grenzbezirk  von  etwa  einer  Meile  Breite  herumgelegt 
wurde,  der  unter  die  strengste  Aufsicht  kam,  in  dem  gewisse  Gewerbebetriebe 
erschwert  und  für  den  Warenverkehr  nur  bestimmte  Wege  und  Tagesstunde 
erlaubt  wareu,  nnd  der  statt  mit  schlecht  bezahlten  Invaliden  mit  einer 
^te  ^ut  bezahlter^  militärisch  ausgebildeter  Grenzau&eher  besetzt  war.  Und 
was  mch  schlinmier  war,  13  deutsche  Bundesstaate  hatten  im  Preussiachen 
abgesprengte  Landestrile  liegen.  Wenn  Preussen  dabei  beharrte,  diesen 
£kiklaven  iien  bisher  gewährten  zollfreien  Transit  durch  sein  Gebiet  zu  ver- 
wdigem  und  sneh  von  den  für  sie  bestinajuten  AVareu  die  tarifmässigeu  hohen 
Dün^hfuhrz^e  zu  verlangen ,  so  waren  sowohl  die  betxef enden  Begi^rungen 
ausser  stunde»  um  dk  Waieu  nicht  zu  sehi*  zu  verteuern,  ihr^rsdts  nochmals 
eiom  Zoll  zu  erheben,  als  auch  ihie  eoklavierteu  Unterthanen  verhindert, 
unter  d^  Schutz  ihrer  Fürst^  ihrep  ebenso  einträglichai  wie  demorali- 
ffleven^ea  Sehmuggelliaiidd  in  das  preussosche  Nachbarland  fortzusetzen.  Gidt 
schon  i3ie  neue  preueasdie  HAadeIgpoUtik  gegen  die  benachbarten  Staaten 
ah  b^q^elloee  Veiietsung  vfflk^redititeher  und  bundesredididiar  Verpflioh* 
tungea»  so  entstand  über  die  Behandlung  der  Enklaven,  übeor  soldien  Eän- 
griff  in  die  Hoh^tsrechte  deutscher  Soimorine,  eine  masdose  Eiliitteaning. 
Überall  bildeten  sich  Vereine  von  Fabrikanten  und  Kaufleutai,  um  auf  Grund 
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fies  Artikels  19  der  Bundesakte  und  im  Namen  uvr  allgemeinen  dentschen 
Interessen  gegen  die  preussische  Sonderpolitik  zu   protestieren.    8ein  reiches 
"Wissen,   seine  ganze  Bührigkeit  und  .sein   warnus  deutsches   Her/  stellte 
Friedrich  List  zu  Gunsten  eines  geographischen  Begriffs,  Avegeu  eines  Aftcr- 
bildes  deutscher  Einheit  in  den  Dienst  der  antii>reussi.schen  Bestrehuugen. 
In  höchsteigener  Person  begah  sich  der  Fürst  von  Anhalt -Kothen  zu  den 
während  des  Winters  1819   auf   1820   stattfindenden  Wiener  Konferenzen, 
um  dort  Hilfe  gegen  die  preussischen  Zoll-  und  Steuerbedrückuugeu  zu  suchen.' 
Er  verschmähte  es  nicht,  sogar  den  Frankfurter  Bundestag  und  die  Gross- 
niächte  zum  „Schutz  der  über  allen  Angriff  erli:il>enen  Rache  des  uralten 
Hauses  Anhalt"  und  seiner  Souveränität  aufzurufen.    Mit  ihm  vereinigte  der 
(Jesandte  von  Nassau  seine  Klagen,  dass  „durch  die  preussischen  Zolleinrich- 
tungen Hunderttausenden  Besitz  und  Eigentum  gemindert  würden/  rngenannt 
bleiben   wollende   Sachverständige  aus    den   Hansestädten,    die   von^  einem 
grösseren   nationalen  Handelssystem  für   den   in  ihren  Händen  befindlichen 
Import  englischer  Manufaktur-  und  Kolonialwaren  fürchteten,  thaten  das  Ihre, 
um  in  wohlgefügten  Gutachten  für  einen  gr(>ssen  deutschen  Zollverein,  d.  lu 
für  die  alte  Handelsanarchie  zu  plaidieren.     Hessen-Kassel  begann  den  Ver- 
nichtungskami)f  gegen  Preussen,  indem  es  dureli  id)eriuässige  Eingangszölle 
<len  i)reussischen  Manufakturen  seinen  Markt  versperrte  und  durch  neue  Aus- 
gaiigszölle   <len   kurhessischen   Pfeifenthon    dcTi    preussischen  Fabriken  ver- 
weigerte.   Fürst  .Aletternich,  der  Vielgewandte,  obgleich  der  Minister  eines 
V()ni  Sclieitel  bis  zur  Zehe   protektionistischen  Staaies,   wusste  es  fertig  zu 
bringen,  unter  der  Hand  <lie  Ergrinunten  gegen  den  sonst  unentbehrlichen 
J^undesgenossen  zu  ernuuitern,     Sell,st  l^Tussens  Freunde  klagten,  dass  es 
sein  böser  Gein'us  in  diese  Bahnen  geführt,  <hiss  es  verkenne,  was  es  gross 
uvM'lwn  könne,  dass  es  bereuen  werde,  das  Zuü'aueu  und  die  ZuBeigang  der 
Bundesstaaten  verscherzt  zu  haben. 

Aber  diesell>e  preussische  Diplomatie,  die  soeben  noch  auf  den  Karls- 
bader KonilM-enzen  in  den  sonstigen  Fragen  der  deutschen  Politik  mit  Öster- 
reich Hand  in  Hand  gegangen  war,  in  der  Zollfrage  blieb  sie  konsequent, 
Huhi-  und  ernst  wies  Graf  Berust(»rff,  der  Bevolbnächtigte  Preussens  auf  den 
Wiener  Konferenzen,  die   stürmischen  Angriffe  sittbcher  Entrüstung  gegen 
das   preussisclie  Zollsystem  zurück   und  erklärte  trotz   des  Artikels  19  der 
HuiKlesakte,  dass  der  Bund  in  dasselbe  als  eine  innere  Angelegenheit  Preussens 
nicht  hineinzureden  habe.    Je  stärker  die  Gegner  den  Rechtsstendpunkt  be- 
tonten, (lesto  kategorischer  verteidigte  er  das  gute  Recht  Preussens  gegen 
die  Enklaven.    Gegenüber  den  Zuuiutungen  der  Duodezstaaten,  dass  Preuasen 
zuerst  seinen  Zolltarif  aufzugeben  habe,  um  darauf  mit  den  übrigen  38  Souve- 
ränen (U\s  deutschen  Bundea  über  einen  allgemeinen  deutschen  Hudelsvemn 
zu  feilsehen  und  zu  markten,  erhärtete  er  immer  wieder  von  neuem,  dass 
zwar  Preussen,  sobald  es  eine  Regierung  für  gut  finden  sollte,  die  Sache 
durch  ihren  ( leschäftsträger  am  Berliner  Hofe  zur  Sprache  zu  bringen,  zu 
einer  jeden  Ausgleichung  die  Hand  bieten  werde,  dass  aber  von  aner  ZitrfiidE:* 
uahme  des  Zollgesetzes  keine  Rede  sein  könne.    I^nd  wenn  er  so  die  Be- 
vollmächtigten der  deutschen  Bundesstaaten  auf  den  Weg  der  Y^IrSge  ym 
Staut  zu  Staat  verwies,  so  gal)  es  liereits  einen  unwiderlegiielira  Bevds,  dass 
Preussen  gewillt  war,  allen  billigen  Anfordenmgen  entgegenzukcnnmeii.  Be- 
reits  am  25.  Oktober  1819,  also  noch  vor  Beginn  der  Wiener  Konferenzen, 
liatte  Schwarzburg-Sondershausen  sich  mit  dem  grosseren  Teile  seiner  Be- 
sitzungen, nämlich  mit  seiner  in  Preussen  enklavi^ien  unt^n  Herrschaft  an 
der  Hainleite,  dem  preussischen  Zoll^stem  ai^g^eschlossra.   Mit  der  gtöesbm 
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Liebenswürdigkeit  liatte  Preussen  darin  gewilligt,  dass  die  an  den  Aussen- 
grenzen  des  preussisch-sondershausischen  Zollgebiets  erhobenen,  uunmelir  ge- 
meinsamen EingangszöUe  diesseits  und  jenseits  naeh  der  Kopfzahl  <ler  beider- 
seitigen  Fnterthanen ,  und  nicht  nach  dem  Verhältnis  der  sondershausiselien 
Konsumtion  zur  Verteilung  gelangten.  Eine  nie  zuvor  gekannte  Hochflut 
herrschte  seitdem  in  den  sundershausisehen  Landeskassen,  und  mit  stoker 
(Jenugthuung  konnte  Fürst  Günther  Friedrich  Karl  aus  den  Überschüssen 
der  »Staatseinnahmen  sein  sondershausisehes  Xationaltheater  erbauen,  in  weleheju 
er  allabendlich  seine  üim  der  Mehrzahl  mit  Tauf-  und  Vat^*8namen  be*- 
kannten  Unterthanen  um  sieh  versammelte. 

Dennoch  blieb  dieser  Sondershäuser  Vertrag  drei  volle  Jahre  ohne  Folge. 
Schien  doch  das  preussisclie  Zollwesen  einfuhren  und  in  Steuergemeinschaft 
mit  Preussen  treten  den  Verzieht  auf  die  von  Gott  stammende  Souverihiitat 
zu  bedeuten.  Erst  1822  folgte  jenem  ersten  Vertrage  der  zweite  dieser  Art 
mit  Schwarzburg -Rudolstadt,  aber  nur  wieder  mit  B&cksicht  auf  dessen  im 
Preussischen  enklavierte  Unterherrschaft  Frankenhausen.  Nach  und  nach 
folgten  die  Souveräne  der  übrigen  Enklaven  dem  Bdspiele  der  Enkel  Kaiser 
Günthers:  1823  Sachsen- Weimar-Eis^ach  und  Anhalt-Bemburg,  1826  Lippe- 
Detmold  und  Mecklenburg -Schwerin  und  in  demselben  Jahre,  als  der  erste 
deutsche  Kleinstaat  auch  mit  seinem  nicht  raklavierten  Teile,  Anhalt-Bern- 
burg, endlich  1828,  durch  «die  preussische  Polizeilinie''  und  wachsende 
Finanznöte  hmeingezwungen,  die  Dessauer  und  Kothener  Linie  der  Askaaier. 
(rewiss  ein  äusserst  geringes  Facit.  Zehn  Jahre  war^  vergsingen  seit  dem 
Erlass  des  preussischen  Zollgesetees,  und  bei  aller  Zuvorkommenheit,  bei  tdlem 
Eingehen  auf  die  Wünsche  der  Kleinen  und  der  Kleinsten  war  nichts  er- 
reicht worden,  als  dass  die  Souveräne  der  meisten  im  Preussischen  gelegeneu 
]&iklaven  sich  h^bgelassen  hatten,  mit  diesen  Enklaven  dem  preussischen 
Zölli^rdtem  beizutreten,  und  dass  damit  die  I^ge  der  Zollgraizen  von  1073 
auf  992  Meilen  verringert  war. 

Und  doch  kein  Wunder.  Offen  und  versteckt  hatte  sdt  den  Wiener 
Konferenzen  der  Feldzug  gegen  die  preussische  Zollreform  fortgedauert.  Es 
blieb  das  fest  ins  Auge  gefasste  Ziel  aller  derer,  die  imter  dem  Banner  des 
Artikels  19  die  deutsche  Handelseinheit  mit  Bundeszöllen  verfochten,  vor  allem 
die  preuadsche  Sonderpolitik  als  das  Haupthindernis  zu  Falle  zu  bringen. 
War  man  einstweilen  durch  den  preusaschen  Eigenwillen  verhindert,  jenen 
Artikel  19  in  vollem  ümfonge  zu  verwirklichen,  so  schien  es  Becht  und 
Pfficht,  wenigstens  dem  eigentiichen,  dem  , reinen*  Deutschland  die  AVohl- 
thaten  desselben  zu  sichern.  Indem  man  den  preussischen  Störenfried  be- 
kftrapfen  wollte^  kana  man.  unversehens  selber,  ohne  auf  den  Bund  Kücksicln 
zu  nehmen,  auf  den  Vertragsweg  von  Staat  zu  Staat,  zu  Souderx  erhandhingeu, 
zu  ebenso  «bujKlfe8widrigeu%  , völkerrechtswidrigen*  und  «r*  ichsstaatswidrigen" 
Zollschrmken,  wie  sie  das  barbarische  Preussen  erriclitet  hatte.  In  Geinäs.<- 
heit  eines  noch  auf  den  Wiener  Konferenzen  unterzeichneten  Vertrages  traten 
am  18.  Dezember  1820  die  Bevollniäelitigten  von  Bayern,  Württemberg, 
Bhden,  Hessen-Darmstadt,  der  Thüringisehen  Staatm,  <leneu  sicli  später  noch 
die  von  Kurhessen,  Waldeck  und  der  l)eideu  Httlunzollern  anschlössen,  zu 
Zollkonferenzen  zusammen.  Die  Verliandhuigcn,  welche  in  den  Jahren  1820 
bis  1823  in  Darmstadt  geführt  waren,  uunien  1824  in  Stuttgart  fortgesetzt. 
Aber  wenn  von  gemeinsamen  Verliandhnigen  so  vieler  sicli  gleichhercchti^^t 
Glaubender  an  sich  \veniu  zu  crwarteu  Avar,  so  nnisstcu  dieselhcn  nutwcudi';- 
scheitern,  Aveil  die  vier  süddeutschen  Staaten,  genau  wie  im  Jahre  I.SGG  über 
die  iniliiilrisehe,  so  in  Darmstadt  und  Stuttgart  über  die  ZuUhegemouie  nicht 
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einig  werden  konnten.  Dazu  kam,  dass  im  Jahre  1825  König  Ludwig  1.  den 
bayerischen  Thron  bestieg,  ein  Fürst  ebenso  geistvoll,  wie  unklar,  an  einem 
Tage  sich  ^teutsclien  Sinnes  teutschester  Bewährung**  rühmend,  am  nächsten 
wieder  bajuvarischer  Patriot,  dauernd  jedoch  von  der  fixen  Idee  beherrscht, 
<len  1815  au  Baden  überwiesenen  Teil  der  Pfalz,  ,,die  Wiege  seines  Ge- 
schlechts'*, für  Bayern  zurückzugewinnen.  In  dieser  antibadischen  Richtung 
stimmte  mit  ihm  König  Willielm  I.  von  AVürttemberg  überein,  indem  er  vom 
badisclu-n  Nachbar  herrisch  eine  (Trenzberichtigung  zu  Gunsten  seines  Schwaben- 
reiches verhingte.  Solche  Begehrlichkeit  nuisste  der  ohnehin  locker  gefügten 
Einigkeit  den  Boden  ausschlagen.  Baden  entwicli  für  immer  den  bayerisch- 
württembergisclien  ümwerbungen.  Und  während  dann  endlich  am  28.  Januar 
1828  als  dürftiger  P)odensatz  aller  Hoffnungen  und  Bestrebungen  der  „w^ahren 
Patrioten''  ein  bayerisch-württembergischer  Zollverein  mit  Einschluss  der  beiden 
Hohenzollernschen  Fürstentümer  zu  stände  kam,  von  dem  jedoch  die  Rhein- 
pfalz durch  das  dazwischenliegende  Baden  getrennt  blieb,  unterzeichnete  noch 
nicht  einen  vollen  Monat  später,  am  14.  Februar  1828,  dasselbe  Hessen- 
Darmstadt,  welches  die  Idee  des  antipreussischen  Souderbuudes  zuerst  gehegt, 
die  Zutrittsurkunde  zum  preussischen  Zollsystem. 

Endlich  ein  erster  nennenswerter  Erfolg.  Kndlicli  nach  zehn  Jahren 
fand  sich  ein  deutscher  Mittelstaat,  der  nicht  enkla viert  war,  durch  bitterste 
Finanznot  bewogen,  Dünkel  und  Misstrauen  beiseite  zu  setzen  und  sich  durch 
besonderen  Staatävertrag  der  preussischen  Zollgesetzgebung  unterzuordnen. 
Mochten  preussische  Patrioten  auch  mit  ßecht  dai*auf  hinweisen,  dass  die 
Z(dlgrenze  durch  Hessens  Beitritt  Avieder  von  992  auf  1108  Meilen  ver- 
längert v^e,  während  das  freie  Marktgebiet  sich  nur  um  152  Quadratmeilen 
vergrössere,  und  dass  finanzielle  Einbussen  für  Preussen  unvermeidlich  seien.  Mit 
tust  sentimentaler  Uneigennützigkeit  willigte  Preussen  wieder  dmn,  dass  die 
Revenuen  des  nunmehr  preussisch  -  liessischen  Zollgebietes  nicht  nach  dem 
Verhältnisse  des  etwaigen  hessischen  Konsums,  sondern  nach  der  Kopfisahl 
verteilt  werden  sollten.  Indem  Preussen  femer  seinem  Zollverbündeten  selb- 
ständige Zollverwaltung,  allerdings  streng  imch  preusoschem  Muster,  und 
glmches  Stimnurecht  bei  etwaiger  Abänderung  der  Zollgesetze  gewährte,  war 
es  bemüht  gewesen,  die  souveiAne  Würde  des  darmsiAdtisdien  Reiches  mit 
peinlidier  Sorgfeit  zu  wahren.  Das  einzige,  was  die  norddeutsche  Groas- 
madit  bei  ihrer  freiwilligen  GleiehsteUung  mit  &mm  Staate  dritte  Bao^ 
sieh  als  Waffe  gegen  dnen  IGssbrauch  des  gleichen  Stimmrechts  vorbehielt, 
war  das  Becht,  vom  1.  Januar  1884  ab  den  Vertrag  zu  kündigen. 

Wenn  Preussen  nicht  allein  sein  Selbstg^ähl,  sondern  auch  mn.  aus 
bitteren  Erfehrung^  gewonnenes  System  des  bewussten  Abwartens  es  verbot, 
irgend  welchem  andern  Staate  Anerbietungen  in  Bezug  auf  den  l^tritt  zu 
machen,  so  fühlte  mdi  die  Darmstädter  Begierung  nicht  durch  sdohe  BBdc- 
sichten  gebunden.  Um  eine  wirkliche  Verlundung  i&wischen  d^  Qsdichen 
und  westlidien  preussoschen  Provinzen  und  Hessw*  Darmstadt  ins  Weik  zu 
setzen,  stdlte  der  Darmstädter  Staatsrat  Ho&nann  auf  der  Bückreise  von 
Berlin  bei  dem  Vetter  sdnes  Gros^erzogs  in  Kassel  den  Antrag,  auch  kur* 
hessischerseits  dem  preussischen  Zollsysteme  beizutreten.  Sofort  ersdbien  in 
der  hessischen  Hauptstadt  au  der  Fulda  ein  Werber  für  den  bayerisch-wfirttrai-* 
bergischen  Zollverein.  Ohne  Zweifel  schwankte  der  hessische  Despot  nach 
»Süddeutschland  hinüber,  der  Abschluss  mit  demselben  war  so  gut  wie  fertig. 
Aber  von  Metternich  belehrt,  dass  auch  der  Anschluss  an  Bayern  die  kur- 
hessische Nationalehre  gefährde,  xon  England,  Prankreich  und  Holland,  die 
in  der  deutschen  Anarchie  teils  aus  politischeuj  teils  aus  wirtschaftlichen 
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Gründen  ihr  Lebensinteresse  erblickten,  verhetzt  und  dazu  von  dem  alber^ 
l^oischen  Sachsen  auf  das  glühendste  umworben,  hatte  der  durch  solche  Liebes- 
erklärungen über  sich  selbst  erhobene  Kurfürst  Wilhehn  TL  den  Mut,  sowohl 
der  darmstädter,  als  auch  der  süddeutschen  Umwerbnng  r^icli  zu  erwehren  und 
dafür  der  Atlas  eines  neuen  handelspolitischen  Vereins  zu  werden. 

Denn  nirgends  hatte  der  preussisch -hessische  Vertrag  schwerere  Be- 
sorgnisse erregt,  als  am  Dresdener  Hofe.  Wenn  die  sächsische  Regierung 
bisher  trotz  der  Vorstellungen  der  Fabrikanten  des  Erzgebirges  und  einzelner 
jüngerer  Beamten  aus  tiefem  Hass  gegen  das  räuberische  Preu:^sen  sich  da- 
mit begnügt  hatte,  am  Bundestage  die  deutsche  Handelseinheit  mit  Bundes- 
zöllen zu  fordern  un<l  im  übrigen  alles  beim  alten  zu  lassen,  so  begann  jetzt 
auf  einmal  die  Furcht  aufzudännnern,  das»  nach  dem  Beispiel  von  Darrastadt 
auch  der  bayerisch  -  württembergische  Zollverein  sich  mit  dem  preussischen  zu 
einem  verschmelzen,  Thüringen  für  t^ich  gewinnen  und  damit  dem  Leipziger 
Messhandel  den  Weg  zur  See  ringsum  dur(*h  Zollstellen  versperren  könne. 
Aus  solchen  Befür('htungen  heraus  entsprang  in  aller  Stille  der  Plan,  einen 
„sächsischen  (iegenzoUverein*"  zu  gründen,  der  als  Keil  zwischen  die  beiden 
älteren  Zollvereine  hineindringen  und  ihre  Verbindung  hindern  sollte.  Nach- 
dem man  ini  Lauf  des  Sommers  die  Mehrzahl  der  zwischen  jenen  beiden 
eingeklemmten  Staaten  angeworben,  begannen  am  24.  August  1828  in  Kassel, 
um  den  neuen  Heiligen  der  nationalen  Idee  zu  ehren,  die  Verhand- 
lungen, die  l)ereits  am  24.  September  Sachsen,  die  Thüringischen  Staaten, 
Kurhessen,  Frankfurt,  Nassau,  Waldeck,  Braunschweig,  Hannover  und  Bremeu 
zum  „Mitteldeutschen  Handelsverein*'  verbanden.  Schon  die  geographische 
Gestaltung  des  Vereiusgebietes  war  seltsam]^' genug.  Von  der  sächsischen 
Oberlausitz  und  dem  Erzgebirge  reichte  es  .über  Thüringen  westwärts  bis 
Frankfurt  a.  JVL  und  bis  zum  uassauischen  Khein,  um  dann  mit  einem  scharfen 
Widerhaken  sich  zurückbiegend  über  Kassel  und  Hannover  die  Nordsee  zu 
erreichen.  Auch  die  Motive  der  Verbündeten  waren  sehr  verschieden.  Der 
sächsische  Hof  hatte,  um  seinen  dynastischen  Hass  gegen  Preusscui  zu  be- 
friedigen, seine  eigenen  Fabriken  der  englischen  Konkurrenz  preisgegeben. 
Die  Thüringischen  Staat©!  —  Karl  August  war  soeben  am  18.  Jimi  ge- 
storben —  unterzeichneten  aus  gedankenloser  Leichtfertigkeit  und  Ängstlich- 
keit, die  Frankfiui:er  Patrizier  aus  Fürsorge  für  ihrm  Zwischenhandel  und 
auf  Kommando  Osterrüchs,  dtf  nassauer  Herzog  aus  Grossmannssucht ,  d&r 
Kurfürst  von  Hessen,  um  seinem  Imdenschaftlich  gehasaten  königlichen  Schwager 
in  Berlin  einen  derben  Possen  zu  spielen.  Die  hannoversche  Regierung,  wie 
inomer  die  Schaluppe  im  Sielwasser  der  englisdien  Fregatte,  hoffte  den  oflBmen 
Markt,  den  bisher  die  englischen  Fabriken  in  Hannover  g^onden,  bis  an 
den  Main  und  Abb  Erzgebirge  auszudehnen.  Hcarzog  Karl  von  Bnransdiweig 
wagte  trotz  sanes  Hasses  geg^  die  bannöverischen  Weliw  woßt  Wmmmg 
Mettomichs  zum  Beitritt  nieht  zu  widerstehe.  Selbst  der  sonst  so  gewiegte 
Handelspolitik^  Johann  Smidt  von  Brrai^  brachte  es  der  Bber  alles  ge- 
liebten Vaterstadt  halber  über  Aäx,  die  antiprenssisehe  Tendens  des  Vereins 
zu  fibmehen.  Die  Verbündeten  var^Kchteten  ach  im  Grande  xn  mit&r 
nichts,  als  Im  mm  31.  Dezember  1834,  d.  h.  Ins  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  da* 
premi^SGh  -  darmstädter  Vmrtrag  eventuell  ablief,  k^em  auswirtigen  Zoll- 
verein dnsdtig  bäsutreten.  Der  mitteldeutsciie  Handelsverein  war  ohne 
g^uansames  Zollsystem,  er  gewihrte  den  vermuten  Staaten  nur  verschwiadraide 
Erieiokterungen,  er  war  in  sidi  von  vorahorein  uneins,  er  war  ans  ver- 
soldedenen  Grfinden  unverbesseriieb,  sollte  seinen  BGtgliedera  EntlSasdiang 
üb^  EnttKusohung  bringen.   Aber  der  nominelle  Zweck  auch  dieses  ,reiu- 
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deutschen'  Sonderbundes  blieb  der  alte  grossartigey  den  unsterblichen  Artikel  19 
der  Bundesakte  „so^d  an  ihm  liege*'  zu  verwirklichen  und  gegenüber  den 
Sonderbestrebuugeu  die  allgeindme  deutsche  Handelsfreiheit  zuwege  zu 
bringen.  Und  auch  der  wirkliche  Zweck  war  erreicht,  wenn  dieser,  wie  man 
sich  ausdrückte,  „neutrale*  Bund  als  ein  drittes  selbständiges  Ganzes  Preussen 
und  die  süddeutschen  Vereinsstaateu  voneinander  zu  trennen  vermodite,  und 
wenn  man  sich  gegenseitig  behütete  und  bewahrte,  hinsichtlich  des  Zollwesens 
|)reuösisch  zu  werden. 

Po  standen  denn  am  Schlüsse  des  Jahres  1828  zwei  grosse  handels- 
|K»litis(  lie  Kör})er,  der  bayerisch -württembergische  Zollverein  imd  der  mittel- 
dcutsclie  Handelsverein,  dem  preussisch-darmstädter  Verein  gegenüber,  beide 
mit  dem  Anspruch,  den  Artikel  19  gegenühci'  Preussens  Herrschsucht  verwirk- 
licht zu  haben.  Aber  schon  vermochten  erleuchtete  Köpfe  wie  Nebenius  den 
richtigen  Weg  zur  Herstellung  der  nationalen  Wirtschaftseinheit  zu  erkennen, 
mid  schon  begannen,  während  der  Felsen  des  preussischen  Systems  unerschüttert 
stand,  ringsherum  die  sturmbewegten  Wellen  sich  zu  glätten.  Kntrüstct 
iU»er  die  JMetternichschen  Fallstricke,  welche  die  süddeutschen  Höfe  um  den 
sicheren  Sieg  in  Kassel  betrogen,  in  der  bitteren  Erkemitnis,  dass  nach  dem 
('bertritt  Kurliessens  zu  den  Mitteldeutschen  an  eine  Vergi'össernng  seines 
süddeutschen  Vereins  unter  Wittelsbachschen  Fahnen  nicht  mehr  zu  denken 
sei,  und  in  der  ebenso  schmerzlichen  Einsicht ,  dass  seine  Lieblings- 
schöpfung, weil  ohne  Meeresküste,  unergiebig  sei  luid  ki'änkele,  hatte  König 
Ludwig  von  Bayern  durch  Vermittlung  des  Buchhändlers  Freiherrn  von  Cotln 
über  den  mitteldeutschen  Handelsverein  hinweg  sofort  Anlehniuig  an  Preussen 
gesucht  und  infolge  des  bereitwilligen  Kntgegeukummens  <h*s  Berliner  Hofes 
eine-  erste  Annäherung  des  preussiscli  -  darmstädtischen  und  <les  l)ayerisch- 
württembergiseheii  Zollvereins  in  dem  Handelsvei trage  vom  27.  Mai  1  ?^'21» 
zu  stände  gebracht.  Ans  diesem  Vertrage,  obwohl  derselbe  ein  Difterenzial- 
zollsystem  im  weitesten  Umfange  zwischen  den  kontrahierenden  Staaten  be- 
gründete, konnte  die  vollkommene  Zolleinnng  nicht  liervoruchen ,  solange 
die  Länder  der  Verbündeten  nicht  in  festem  geographischen  Zusannnenhange 
standen.  Aber  scbou  im  Juli  1829  schlössen  die  Herzr)ge  \ou  Kol)urg  un<l 
Meiningen,  im  krassesten  Widerspruche  mit  dem  Sinn  des  Kasseler  Yev- 
trages,  mit  dem  allzeit  ausspähenden  preussischen  Finanzminister  von  ^[otz 
einen  Vertrag,  gemeinsam  einen  zollfreien  Strasseuzug  von  Langensalza  über 
Gotha  nach  Zelle,  und  A'on  hier  nach  Würzburg  und  Bamberg  zu  biuieii. 
Es  wurde  damit  ein  Isthmus  geschaffen,  über  den  Nord  und  Süd  sich  die 
Hände  zu  reichen  vermochten,  und  welcher  Sachsen,  den  Führer  des  mittel- 
deutsehen  Handek Vereins,  von  seinen  Bundesgenossen  trennen  und  zum  Ge- 
fangenen Preussens  machen  musste.  Die  reussischen  Länder  folgten  am 
9.  Dezember  1829  dem  Beispiel  ihrer  ernestinischen  Nachbarn  und  versprachen, 
dem  preussischen  oder  bayerischen  Vereine  beizutreten,  sobald  sie  ihrer  Pflichten 
gegen  die  Mitteldeutschen  ledig  wären.  Inzwischen  räumten  die  Nachspiele 
der  Julirevolution  in  Kurhessen  und  Sachsen  plötzlich  alle  Hemmnisse  hinweg, 
wdehe  das  alte  System  einer  Verständigung  nnt  Preussen  entgegenstellte. 
Das  Entscheidende  war,  dass  der  alte  Kurfürst  von  Hessen  wenige  Tage 
bevor  er  die  Regierung  sdnem  Sohne  übergal),  i  idem  er  in  der  brutalsten 
Form  seine  Vwtragspflicht  gegen  seine  mitteldeutschen  Bundesgenossen  brach, 
um  sdm  unglückBches  Land  ans  unerträglichen  Notständen  zu  retten,  de- 
und  wehmütig  in  Berlin  um  Öffiiung  der  Thür  anklopfen  musste.  Als  am 
25.  August  1881  Kurhessen,  seiner  geographischen  Lage  nadi  der  Kern  und 
IMKttelpunkt  des  ganssen  mitteldeutschen  Hmiddsvereins,  seinen  Beitritt  für 
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den 1.  Januar  1832  unterzeichnete,  war  nidit  nur  die  lang  ersehnte  territtMoale 
Verbindung  zwischen  dm  bdden  getrennten  Tdlen  des  preussisdi-hesnschen 
Vereins  endlich  erreicht,  sondern  zuf^^di  die  vemidit^ode  Eatastnqplie  über 
die  noch  aufiduurrenden  Genosse  des  mitteldeutschen  Vereins  h€»brig^fihrt. 
Wenigstens  das  abgeschnittene  ßachsra  und  der  noch  zu  ihm  haltende  Best 
der  thüringischen  Kleinstaaten  musste  schleunigst  suchen,  indem  der  Verrat 
des  einen  am  Kasseler  Vertrage  immar  d^  andern  zum  Vorwande  und  zur 
Entschuldigung  diente,  sich  noch  in  der  letzte  Minute  vor  dem  drohenden 
l'nwetter  zu  schützen.  Zwar  machte  die  sibchsische  Regierung,  um  die 
Leipziger  Grosskauf leute,  die  da  jammerten,  dass  mit  der  Annahme  des 
preussischen  Zolltarifs  das  Gras  auf  den  Strassen  ihrer  Stadt  wachsen  würde, 
in  ihrem  grossen  Vertriebe  ausländischer  Fabrikate  nicht  zu  sdüldigen,  Vor- 
behalt auf  Vorbehalt.  Nachdem  aber  am  22.  März  1833  endlich  nach  hartem 
Rechnen  die  Zolleinigung  zwischen  den  beiden  Zollvereinen  des  Nordens  und 
Südens  —  dank  namentlich  dem  nach  dem  Tode  Motz's  zum  preussischen 
Finanzminister  aufgestiegenen  Maassen  und  dem  bayerischen  Finauzminister 
von  Mieg  —  zu  stände  gekommen  wixr,  musste  auch  der  sächsische  Finanz- 
minister von  Zeschau  am  30.  Äiärz  1883  für  Saclisen  abschliessen.  Ebenso 
erklärten  die  auf  Preussens  Mahnung  mit  den  von  ilnem  (lebiet  umschlossenen 
j)reussischen  Kreisen  Erfurt,  Suhl  \md  Ziegenrück  und  dem  kurhessischen  Schmal- 
kalden zu  einem  l>osonderen  Zoll-  und  Handelsverein  vereinten  Thüringischen 
Staaten  am  10.  ^Mai  iliren  Ansdduss.  In  der  Sylvesternacht  auf  1834  fielen  über- 
all, Avährend  die  bisherigen  Schmuggellanten  die  Totenklagen  auf  die  gute 
alte  Zeit  anstinmiten,  unter  dem  Juhol  der  grossen  Masse  die  trennenden  Sohlag- 
bäunie.  Der  erweiterte  Handelsbund,  der  am  1.  Januar  1834  auf  aclit  Jalire 
ins  Leben  trat  und  dabei  <len  Namen  Deutscher  Zollverein  annahm,  umfasste 
Preussen,  die  Anhaltschen  Fürstentümer,  Sachsen,  die  Thüringischen  Staaten, 
beide  Hessen,  Bayern,  Württemberg  und  beide  Hohenzollern  mit  einem  nun- 
mehr einheitlichen  Markte  von  7719  (^uadratmeilen  mit  23  Millionen  Ein- 
wohnern. Selbstverständlich  wurde  Preussens  er])rohter  Tarif  und  seine  Zoll- 
verwaltung zur  Grundlage  genonnnen.  Dagegen  ver/ielitete  Preussen  auf 
jedes  Vorrecht  und  gewährte  trotz  schwerer  finanzieller  Bedenken  aucli 
weiterhin  Verteilung  der  an  den  Aussengrenzen  des  (lesamtgebietes  erhobenen 
Zolleinnahraeu  und  der  gemeinsamen  Verbrauclisal>gahen  mich  der  Kopfzahl, 
selbständige  Zollverwaltung  der  grr>sseren  Bundesglieder,  gleielies  Stimnirecht 
auf  den  alljährlich  wandernden  (ieneralkonferenzen  und  das  lil)erun!  veto  und 
Kündigungsreeht  jedes  Einzelstaates.  Ausgeschlossen  aus  diesem  Wneine 
blieben  Österreich  mit  Liechtenstein -Vaduz,  Baden,  Frankfurt,  Nassau,  die 
beiden  Li])pe,  die  drei  Hausestädte  und  die  bei<len  ]\reeklenl>urg,  sowie  das 
mit  Holland  durch  Personalunion  verbundene  Luxeml>uru  und  das  zu  Däne- 
mark gehörige  Holstein  und  Lauenburg.  Vergeblich  liatte  ()sterreich  noeh 
in  letzter  Stunde  die  sich  vorbereitende  Einigung  zu  stören  gesucht.  Im 
Gegensätze  zu  dem  Deutschland  des  Scheins  und  des  Frankfurter  Bundes- 
tags hatte  Preussen  die  Leitung  des  arbeitenden  Deutschlands  übernoninien. 
Bmnem  ersten  Verdienste,  Deutschland  durcli  das  jireussische  Volk  in  AVatlen 
wieder  wehrhaft  imd  ehrhaft  gemacht  'in  haben,  hatte  es  jetzt  ein  zweites, 
nicht  geringeres  hinzugefügt,  für  das  wirtschaftliche  Gedeihen  der  Zukunft 
das  unerschütterliche  Fundament  errichtet  zu  haben. 

Nachdem  die  Zollreform  Preussens  von  1818  sich  nicht  nur  behauptet, 
sondern  viebnebr  die  mächtigsten  seiner  Gegner  als  Parteigenossen  und  Ver- 
bündete gewonnen  h^te,  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  auch  die  kleineren 
Wäersadier  vor         rierashalten  G^ner  die  Waffen  senkten.    Zuerst  das 


Vaterland  des  Friedrieh  Nebenius.   Das  Grossherzo^ttini  Baden  hatte,  nachdem 
es  auf  den  Stuttgarter  Konferenzen  im  Zorn  von  ßa\  ern  und  Württemberg  ge- 
schieden war,  bei  seiner  vollständigen  Vereinzelunsr  und  bei  einer  Grenzlän<j'e 
v<m  170  Meilen,  sich  nicht  anders  zu  raten  gewusst,  als  seinen  Zolltarif  so 
h^bzusetzen,  dass  derselbe  jede  strenge  Grenzbewachung  überflüssig  machte. 
IMeses  »Freihandelsystem**  hatte  indes  zur  Folge  gehabt,  dass  ein  en  gros  ge- 
triebener Schmuggelhandel  nach  den  deutschen  Staaten  einerseits,  nach  der 
Schweiz  und  Frankreich  andererseits  an  die  Stelle  des  legitimen  Verkehrs 
trat,  dass  jedermann  schmuggelte,  das.^  der  Schmuggel  ge wisser massen  zur 
Landesindustrie  gcAvorden  war.    Nach  langen  Scliwankungen  überwand  die 
hadische  Eegierung  ihre  Furcht  vor  den  Tarifen  des  Zollvereins,  unterzeichnete 
aiu  12.  Mai  1835  die  Boitrittsurkunde  und  fasste  den  Mut,  den  so  oft  ver 
tL^idigten   l)adischen  Freihandel  als  Begünstigung  des  Schmuggels  öffentlich 
/u   verdainnieu.    Der  Beitritt  Badens  schenkte  dem  Zollvereinsgebiet  nicht 
nur  in  einer  Lange   von  mehr  als  100  Stunden  eine   leicht  zu  bewachende 
Flussgrenze,  sondern  zwang  auch  das  nun  von  allen  Xicht-Zollvereinsstaaten 
hermetisch  abgeschlossene  Nassau  und  Frankfurt  sich  schleunigst  mit  Preussen 
zu  verständigen.    Im  vollsten  (Tcgensatz  zu  dem  damals  schon  politisch  eng^ 
befreundeten  Baden  war  der  nassauer  Hof  stets    der  gehässigste  Gegner 
Preussens  gewesen.    Um  sich  selber  vor  jeder  Möglichkeit  der  Unterwerfung 
zu   bewahren  und  zugleich  <len  Absatz  der  nassanischen  Mineralwasser  zu 
(iuusten  der  landesherrlichen  Kassen  zu  mehren,  hatte  Nassau  am  19.  Sep- 
tember 1833  mit  Frankreich  einen  für  fünf  Jahre  unlöslichen  Handebvertrag 
geschlossen.  Aber  in  der  mir  zu  gerechtfertigten  Besorgnis,  durch  Anwendung 
des  preussischen  Enklavensystems  in  eben  solche  Notlage  versetzt  zu  werden 
me  einst  Kothen,  streifte  es  jetzt  jenen  französischen  Vertrag  mit  den  schnödesten 
Sophismen   einfach  ab  und  bat  im  Juli  1835   um  Aufnahme  in  den  Zoll- 
verein, die  es  dank  der  unerschöpflichen  Gutmütigkeit  des  König»,  trot« 
seiner  während  der  Verhandlungea  bewiesenen  erstaunlichen  ünbeacheidett- 
heit,  am  10.  Dezember  1835  sogar  mit  gleichem  Stimmrecht  bewilligt  eidbiek 
Am  2.  Juni  1836  folgte  ihm  endlich  Frankfurt  a.  M.    Die  frde  Stadt  Frank- 
furt a.  M.  hatte  seit  den  Pariser  Friedensschlüssen  dank  ihrer  geographischen 
Lage,  dem  ererbten  Kapitalreichtum  und  einem  bereits  frfiher  am^lnldeten 
Speditionshandel  den  Versand  von  englischen  Warai  naoh  dem  benadibarten 
Deutschland,  nach  der  Schweiz  und  Österreich  im  grossartigsten  MaSBSt&be 
betrieben.    Dieser  Zwischenhandel  wurde  schwieriger  und  sdivierig^,  als  das 
Zollgesetz  von  1818  den  zollfreien  Transit  über  preusfflsches  Gelnet  v*r^ 
wejgerte,  und  als  vollends  der  Beitritt  Kurhessens  zum  preuansehen  Zoll- 
system Frankfurt  von  den  vornehmsten  £iniall8th<»en  der  etigli^hen  Industrie 
abschloss.    Der  Unwille  über  diese  Vergewaltigung  stieg  dermassw,  dass  die 
binnenländische  Stadt  mit  der  englischen  Begierung  am  13,  Mai  1832  dnen 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  auf  sehn  Jahre  schloss,  damit  englische  Schiffe 
ihre  Waren  den  durch  Preussens  langjährige  Arbdit  befreiten  Rh^  hinauf 
nach  Frankfurt  zur  WeiterbdEerderung  fähren  mejehten.    Das  englisch-frank* 
furter  Abkommen  konnte  selbstverständlich  keinen  andern  Erfolg  haben,  als 
die  Stadt  hindern,  auf  eine  anderweitige  Ordnung  ihrer  Handdsv^Mltnisse 
ÄU  d^en.    Da  kam  am  22.  M&rz  1888  die  Einigung  zwisdien  der  nord- 
deutschen und  der  säddeutsdien  Gruppe,  der  Beitritt  Badens  konnte  bereite 
als  wahrscheinUeh  angenommen  werden,  ebenso  der  von  Kassau.  Waren  aber 
die  Zolllinien  des  Zottvereins  einmd  bis  an  die  Thore  FrMkfiirts  vorgerückt 
und  verhängte  dann  Preussen  die  Schrecken  seines  Enklavensystems  über  die 
trotsige  Stadt,  so  war  es  gewiss  mit  dem  Schmuggel,  wahrscheinlich  aber 
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auch  mit  den  Kesten  de»  dahinschwindenden  Speditionshandels  vorbei.  Den- 
noch vermochte  die  Rücksicht  auf  den  \'crtrao'  mit  England,  das  Interesse 
der  grossen  Handlungshäuser  und  das  verrottete  Zunftwesen  den  Anschluss 
■wieder  und  wieder  hinauszuschieben.  Dasselbe  Frankfurt ,  das  noch  vor 
wenigen  Jahren  das  aus  dem  mitteldeutschen  Handelsverein  entflohene  Kur- 
hessen wegen  Vertragsverletzung  bei  dem  Bundestage  verklagt  hatte ,  trat, 
nachdem  ihm  Preussen  wegen  seines  unzweifelhaft  grösseren  Konsums  l)einahe 
(his  Vierfache  der  ihm  nach  der  Einwohnerzahl  zukommenden  Bäte  von  den 
gemeinschaftlichen  Zollrevenuen  bewilligt  und  nachdem  es  England  auf  sein 
-\nsuchen  von  den  eingegangenen  Verpfliclitungen  losges]K-oclien  hatte,  am 
2.  Juni  1836  dem  Zollvereine  bei,  um  wie  Leipzig  allen  ivassandrastimmen 
zum  Trotz  für  seine  Messen  noch  einmal  eine  neue  Zeit  des  (xlanzes  zu  erleben. 

Blieben  auch  die  finanziellen  Ergebnisse  des  Zollvereins  zunächst  w'eit 
hinter  den  Erwartungen  zurück,  so  sollte  er  dagegen  in  >einrr  p]inwirkung  auf 
die  nationale  Industrie  und  den  internen  Handel  seihst  dif  hochgespanntesten 
Hoffnungen  übertreffen.  Nach  dem  AVegfalle  aller  Schlagl)aume  ent\vic'kelte 
sich  rasch  zwischen  den  einzelnen  Staaten  ein  lebhafter  Verkehr.  Die  deutschen 
Fabriken,  Avelche  zuvor  nur  für  den  lokalen  A>rbrauch  hatten  arbeiten 
können ,  und  welche  bis  dahin  überall  auf  eigenem  Boden  durch  englische 
Fabrikate  beengt  Avaren,  fanden  auf  einmal  innerhalb  der  weiten  Grenzpfähle 
des  Zollvereins  ein  grosses  und  gesichertes  Absatzgebiet.  Überall  begann  es 
unter  Schutt  und  Asche  sich  zu  regen.  Falirik  an  Fabrik  wurde  gegründet. 
Im  ßheinland,  in  Westfalen,  in  Sachsen  und  Schlesien  entstanden  jene  grossen 
Jndustriecentren ,  welche  den  Vergleich  mit  Lancashire  und  Yorkshire  nicht 
zu  scheuen  haben.  Durch  die  Volkswirtschaft  der  glückliolieien  westlichen 
^Nachbarn  lange  zu  Boden  gedrückt,  trat  unser  Volk  wieder  als  ihr  eben- 
bürtiger Nebenbuhler  auf  den  AVeltmarkt.  Ein  lauge  nicht  mehr  gekannter 
Wohlstand  begann  sich  zu  regen.  Ein  neuer  Gesellschaftsstand,  an  Wissen, 
Gemeingeist  und  erhölitem  Selbstgefühl  täglich  wachsend,  derjenige  der 
deutschen  Fabrikanten  und  Industriellen,  sprengte  die  alte  sociale  Ordnung, 
Mit  der  emporkommenden  Industrie  befand  sich  die  Landwirtschschaft  in  der 
glücklichsten  Harmonie.  Der  Bauer  bis  Hinterpommem  und  Oberbayem 
hinein  erfuhr  die  dank  dem  indugtriellen  Aufschwung  steigrade  Konsumtions- 
kraft der  gesamten  Bevölkerung  im  eigenen  Wohlergehen  imd  ahnte,  dass 
er  dnndi  die  Erfindung  Stephensons  sein  Getreide  und  aeine  Wolle  bald  in 
die  ^tlegensten  Industriebeadrke  würde  versenden  können. 

Sdbat  wenn  Preussen,  das  im  Auslande  allein  als  Vertreter  des  Zoll- 
vereins galt,  die  Eigenliebe  seiner  kleineren  und  schwächeren  Verbündeten 
nicht  mit  der  grössten  Zartheit  gepflegt  hätte,  und  selbst  wenn-  diese  nicht 
iu  den  nach  der  Seelenzahl  verteilten  Zolleinnahmen  eine  dauernde  (Quelle 
ergielMgen  Einkommens  gefunden  hätten,  würden  es  die  deutschen  Regierungen 
unter  dem  Dn»^  der  öffentliche  Meinung  kaum  haben  wagen  dürfen,  den 
vorläufig  nur  bis  zum  1.  Januar  1842  dau^nden  ZoUverdn  mk  Preuas^ 
nicht  zu  erneuern.  Im  Gegenteil  war  es  vielmehr  apaMtm  rechnende 
Finanzpartei  in  Prraasen,  welche  dadurch  Schwierigkeiten  errate,  da&s  sie 
auf  Grand  eines  verhältniandaolg  gzOsseren  K<m8ums  auch  einen  Vorzugs- 
antml  an  den  ZoUeinnahmen  für  Preussen  forderte«  Zum  Glfiek  gewannen 
die  politischen  Hi^nungen  über  jene  finuizidlm  Geäditepunkte  die  Ober* 
himd.  So  wurden  am  8.  Mai  1841»  zumal  da  d&t  Bundestag  noch  immer 
nicht  dea  Artikel  19  erfOllt  hatte,  die  ZoUverdnsvertrfige  mit  unweamt- 
liehm  Änderungen  erneuert.  Der  deutsche  Zdivarein,  der  schon  in  dexk 
ersten  acht  Jahren  srines  Betti^ens  zu  einer  popul&rra  ]bistitutaon  im 
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deutschen  Volke  geworden,  war  auf  weitere  zwölf  Jahre,  bis  zum  1.  Januar 
1854,  gesichert. 

Auch  diese  zweite  Periode  sollte  eine  kleine  Erweiterung  des  Zoll- 
gebietes Imngeii.    Durch  die  Arroganz  des  welfischeu  Xachbarköni^reiches 
znrückgestossen,  entsprang  Braiinschweig  urpliUzlich  dem   mit  jenem  18;;4 
abgeschlossenen  Steuerverein  und  unterzeichnete  am       Oktober  1841  für  den 
1.  Januar  1842  den  Zutritt  zum  Deutsclien  Zollverein.    Hannover,  in  Gefahr, 
dass  durch  den  Beitritt  der  braunscluveigischen   Harz-  und  Weserdistrikte 
seine  tun  Göttingen  gelegenen  , Südprovinzen*  zur  Zollenklave  würden,  musste 
die  Erlaubnis,  den  braunsehweiirischen  Isthmus  noch  für  zwei  Jahre  im  hannüver- 
sehen  Verbände  zu  belialten,  <lui'e]i  das  Versprechen  sofortiger  Verhandlungen 
zum  Zweck  eigenen  Beitritts  erkaufen.    Da  die  Hannoveraner  nach  endloser 
A'erschleppung  für  Treussen  unannehmbare  Bedingnu^en  stellten,  trat  Braun- 
schweig  1844  aucli  mit  dem  Harz-AVeserdistrikte  bei.  Am  18.  Oktober  1S41 
hatte  bereits  Lipj)e-Detmold  für  den  1.  Januar  1842  abgeschlossen.  l)ui*ch 
seinen   Beitritt  ward  die  ]\l("tglichkeit  geoei)en,   das  bislier  vom  ZoUvtM-ein 
ausgeschlossene  kurhessische  Hinteler  Gebiet  in  denselben  aufzunehmen.  End- 
lich erfolgte  am  8.  Februar  der  Anscldnss  Luxendairgs.    Schon  am  19.  duni 
1839   hatte   der   niederliindisehe  (icsandte  in  Berlin  in  einer  Note  erklärt, 
sein  König-Grosshcrzog  wünsche  von  <lem  in  Artikel  38  der  Vereinsverträge 
allgemein  ausgoprochenen  Bereitwilligkeit  Gebraucli  zu  machen  und  erbitte 
für  das  zum  DtMUschen  Bumh'  geliörige  (Trossherzootum  Luxemburg  die  Zu- 
lassung zum  Zollvereine.    Ohne  Zweifel  war  das  Entzücken  der  preussischen 
Ivegierung  ein  sehr  gei'inges.    Mit  Becht  sagte  mau  sich  in  Berlin,  dasä  die 
lnxend)urgische  Grenze  gegen  l'rankreich  und  Belgien   an  sich  schwer  zu 
l)ewachen  s(m,  un<l  dass  dieser  Übelstand  schwerlich  durch  die  Zuverlässigkeit 
von  luxend>urgischen  Zollbeamten  gehoben  werde.    Hierzu  kamen  die  Ab- 
mahnungen  zahlreicher  Fabrikanten  der  Kheinprovinz,  welche  durch  die  Auf- 
nahme L\ixendnn-gs  schwere  Nachteile  für  ihren  Absatz  befürchteten.  Eben 
damals   machte   sich   in  der  ]»reussischen   Finanzverwaltuag  jene  Richtung 
geltend,  Avelche  gegen  eine  Verteilung  dei*  ZoUeinnalunen  nach  dem  alleinigen 
^lassstabe  der  Bevölkerungsziffer  opi>onierte.    Kein  Wunder,  dass  man  am 
Berliner  Hofe  sich  den  unbequemen  Bittsteller  vom  Leibe  zu  halten  suchte. 
Aber  es  war  vergebens.    Der  niederliindisehe  Bevollmächtigte  erklärt^  dass^ 
wenn  der  Anschluss  nicht  bewilligt  werden  sollte,   seiner  Regierung  niefats 
übrig  bleibe,  als  bei  der  wahrscheinlichen  Hohe  der  Erhebungricoeten  die 
Zollverwaltung  ganz  aufzuheben.     Damit  würde  das  ganze  Grosshensogtum 
eine  grosse  Schmugglerherberge  zwischen  Frankreich,  Belgien  und  dem  Zoll- 
verein  werden.    Selbstverständlich  musste  bei  solclien  Aussichten  der  An- 
schluss  Luxemburgs  selbst  für  im  preussisch-deutschen  Interesse  gelegen  er- 
scheinen.   Xachdem  die  niederländische  Regierung  darein   gewüligt,  dass 
Luxemburg  keine  selbständige  Stimme  im  Vereine  erhalten  und  die  Zollver- 
waltung unter  preusfiösche  Aufsicht  gestellt  werden  sollte,  wurde  am  29,  Januar 
1842  das  Land  der  ^nation  luxembourgeoise,  in  den  Zollverein  aufgenommen. 

Wenn  schon  in  diesen  Anschlüssen  in  den  ersten  Begierungsjahren  des 
neuen  Königs  Friedrich  Wilhelms  rV.  von  dem  stolzen  Siegeslaufe,  wie  ihn 
der  ZoUverdn  in  den  beiden  letzten  Jahrssdmten  des  alten  Königs  gemaciit 
hatte,  wenig  zu  spüren  war,  so  sollte  in  den  nächsten  Jahren  sogar  das  Fort- 
bestehen desselben  durch  innere  Zerwürfnisse  bedroht  werden.  Während  der 
neue  Stand  der  Indissbriellen  von  Jahr  zu  Jahr  sich  mehr  zu  heben  und 
seine  nicht  immer  gerechtfertigten  Ansprüche  in  der  Presse  und  Fachlitteratur 
ztt  lormulieren  begann,  war  der  deutsche  Handelsstand  entsdbieden  zurück* 
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geblieben.  Mit  steigendem  Bfissvergnügen  machte  man  in  kaufmännischen 
Kreisen  die  Wahrnehmung,  dass,  während  der  Import  fremder  Fabrikate, 
vielleicht  nicht  an  Umfang,  so  doch  an  relativer  Bedeutung,  stetig  abnähme, 
der  exportierende  Fabrikant  den  Zwischenhändler  mehr  und  mehr  zu  um- 
gehen lerne.  Um  so  mehr  schien  es  Pflicht  der  Selbsterhaltung,  der  Interessen- 
politik der  Fabrikanten  mit  ebensolcher  Interessenpolitik  entgegenzutreten. 
Je  dringender  die  Hochöfenbesitzer  für  ihre  allerdings  zum  Teil  in  bedenk- 
licher Lage  befindliche  Roheisenindustrie  und  die  Spinner  für  ihre  unter  dem 
Wettbewerb  der  mechanischen  Spinnerei  Englands  dahinkränkelnde  Leinen - 
und  Baumwollspinnereien  nach  Schutzzöllen  riefen,  um  so  lauter  verlangten 
die  Handelsplätze,  die  noch  durch  keine  ausländische  Konkurrenz  bedrängten 
Landwirte  und  die  Vertreter  der  auf  das  glücklichste  prosperierenden  Weberei 
nach  Freihandel  oder  wenigstens  nach  Beibehaltung  des  bisherigen  Zollsystems, 
Der  Gegensatz  zwischen  den  beiden  feindlichen  Heerlagern  wurde  dadurch 
noch  mehr  vertieft,  dass  Friedrich  List  in  seinem  „Nationalen  System  der 
politischen  Ökonomie'*  und  in  seinem  „Zollvereinsblatt"  die  Ausbildung  des 
Schutzzollsystems  als  die  Vorbedingung  der  Unabhängigkeit  und  Zukunft  der 
deutschen  Nation  predigte,  während  gleichzeitig  der  in  Preussen  Einbürgerte 
•  Engländer  John  Prince- Smith  die  Lehre  von  der  freien  Konkurrenz  durch 
zahlreiche  Flugschriften  nach  besten  Kräften  verbreitete.  £jS  konnte  achlieaB- 
lieh  nicht  ausbleiben ,  dass  auch  die  verschiedenen  Vereinsregierungen  ver- 
schieden Partei  ergriffen.  Nach  mehrfachen  leichteren  Plänkeleien  und  Re- 
kognoscierungsgefechten  sollte  es  endlich  auf  der  am  1.  JuU  1845  eröffiieten 
Generalkonferens  in  Karlsruhe  zu  ernstem  Zusammenstoss  kommen.  Preussen 
war  um  so  mehr  entschlossen,  jeder  durchgreifenden  Beform  im  Schutzzoll- 
nerischen  Sinne  Widerstand  zu  leisten,  als  die  sehr  massvollen  Gewichtszölle 
von  1818  infolge  des  Preisfalles,  den  mit  dem  Fortschritt  d«r  Technik  be- 
sonders die  Erzeugnisse  der  Grossindustrie  durchzumachen  hatten,  ohne  jedes 
Zuthun  d^  Begierungen  zum  Teil  zu  Schutzzöllen  prohibitivm  Charakters 
geworden  waren.  Sachsen,  in  seiner  Handelspolitik  noch  immer  durch  die 
Lit^ressen  des  Leipziger  Grosshandels  und  dtf  dortigen  Messe  bestimmt^ 
ausserdem  aber  durch  die  Rücksicht  auf  sdiie  fpcomea  Weberei^  gebondraij 
welche  fast  ausschlieadich  engliadie  BaamwoUengame  verarbdteEteii,  fand  die 
Nachgiebi^ceit  PreosBens  schon  zu  weit  gebieben.  Zu  Frewma  hii^tea  alle 
übrigen  norddeutsehen  Z(dlverbiiid^ra  wä  «naserdm  BamatadL  Auf  d» 
Seite  dar  SdiutzzÖllner  stand  dagegen  in  WBtor  linie  W&ttemborg,  wddies 
mm  gltddich  aogeoedelte  BaamwoUspinnerei  doreh  geetdgerten  ZollsdiiitE  * 
zu  d^  Hähe  des  en^^lisdien  und  beimachen  zu  bringen  h^Bte.  An  sauer 
Seite  and  fSr  diesdben  Zwecke  läSß^pfte  Badea.  TJm  mn  bedaitrades  in 
dksem  ISftr  zorfick  Uieb  Bayaei!,  wo  stdi  zwar  in  und  um  An^bnzg^  mne 
bedeotonde  Baomwdbpinnerei  geÜldet  hi^»  wo  nb&t  wü  Übergewidit  der- 
sdben  dnzob  die  in  Oberfranken  sesshaffce  Weberei  vadiind»t  wurde,  und 
dessen  hervorragendste  bidustrie,  die  Nürnberger,  sdum  langst  auf  uSLea 
Iftrkten  der  Welt  eingebürgert,  von  der  vorliegende  Frage  kaum  berOhrt 
wurde.  Es  lag  auf  der  Hand,  dass  bei  so  divergierende  Anschauungen  in 
3ezug  auf  Änderung  oder  Beibdialtang  des  bisherigen  Tarife  ein  dnstimmiger 
Beschluss  nicht  enddt  werden  konnte.  Trotzdem  verbrachten  die  Zoll- 
ddegierten  mehrere  Monate  mit  ebenso  leidenschaftlichen  wie  fruchtlosen 
Diskusnonrä.  IGt  schadenfrohem  Lächeln  konstatierten  die  Vertreter  der 
fremden  Ik^hte,  dass  sich  die  vielgerühmte  deutsche  Einigkeit  aus  dem  Palais 
des  Biindestages  in  die  Sitzungen  der  Zollkonferenz  hinübergef uuden ,  und 
diagnostizierten  für  den  siechen  Zollvereinsleib  eine  baldige  natürliche  Auf- 
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lösuiig.  Aber  dieselbe  Karlsruher  ZoUkoiiferenz,  die  schwerste  Prüfung,  welcher 
der  Zollverein  seit  seinem  Bestehen  ausgesetzt  war,  ohne  Zweifel  eine  Krise 
auf  Tod  und  Leben,  hatte  zugleich  die  Peripetie  gebracht.  Auf  der  nächst- 
folgenden, 1846  in  Berlin  abgehaltenen  Konferenz  zeigten  sich  alle  Regierungen 
wetteifernd  von  dem  Bestreben  durchdrungen,  die  Erhaltung  des  Vereins  als 
höchsten  Zweck  im  Auge  zu  behalten.  Namentlich  war  es  den  vermitteln- 
den Vorschlägen  Preussens  zu  verdanken,  dass  die  dringendsten  Forderungen 
der  Spinnindustrie  eine  Befriedigung  erhielten.  Der  Kampf  zwischen  Schutz- 
zoll und  Freihandel  Avar  noch  nicht  zu  Ende.  Aber  aus  diesem  Kampfe  war 
alle  Gefahr  beseitigt,  sobald  die  Vereinsregierungen  zu  der  Einsicht  gelangt 
waren,  dass  der  Fortbestand  des  Vereins  ungleich  höher  stehe,  als  die  Durch- 
führung des  einen  oder  anderen,  noch  keineswegs  erprobten  Systems. 

Ein  Verein,  der  in  solchem  Masse  eine  volkstümliche  und  nationale 
Kraft  geworden  war,  von  dem  deutsch -patriotisch  fühlende  Österreicher  in 
höchst  polizeiwidriger  Weise  erklärten,  „Deutschland  habe  erst  durch  ihn  seine 
Nationalität  gewonnen**,  konnte  auch,  wenn  Preussen  Preussen  blieb,  einem 
Sturmlauf  Österreichs  gegen  denselben  auf  die  Dauer  nicht  unterliegen. 
Nachdem  Österreich  den  werdenden  Zollverein,  als  es  schon  zu  spät  war, 
vergeblich  zu  vernichten  versucht,  hatte  es  nicht  allein  denselben  weiterhin  • 
Yol^ommen  ignoriert,  sondern  auch  über  seine  polizeilichen  Aufgaben  gegen 
die  in  seinem  Völkerzwinger  eingeschlossenen  Nationalitäten  jeden  Versuch 
einer  volkswirtschaftlichen  Thätigkeit  im  eigenen  Staate  aufgegeben.  Das 
wurde  andei^  mit  dem  Tode  Kaisers  Franz  L  im  Jahre  1835.  Aus  der 
Mitte  der  eigenen  Bevölkerung  begann  man  gegen  das  harte,  durch  frechen 
Schmuggel  überall  durchbrochene  Prohibitivsystem  zu  räsonnieren  und  auf  die 
günstigen  Erfolge  der  preussischen  Zollreform  hinüberzuweisen.  Insbesondere 
war  es  der  Freüierr  von  Kübeck,  diurch  seine  eminenten  Fähigkeiten  aus  der 
Schneiderstubeseines  Vaters  zum  Hof -Kammerpräsidenten  emporgestiegen,  welcher 
mit  diurehdringender  Schärfe  des  Verstandes  erkannte,  dass  der  deutsche  Zoll- 
verein mit  seinen  gewaltigen  materiellen  Erfolgen  eine  furchtbare  Macht- 
stellang  Preussens  gegen  Österreich  bedeute,  und  dass  Ost  erreich,  wenn  es 
dem  deutschen  Zollverein  fern  bleiben  müsse,  damit  auch  schon  politisch  aus 
Deutschland  hinausgedrängt  sei.  So  ging  Freiherr  von  Kübeck  ernstlich  daran,  das 
Prohibitivsystem  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  abzuthun.  Wenn  diese  Schranke 
gefallen,  meinte  man  in  Wien,  hätten  die  deutschen  Vereinsstaaten  keinen  Grund 
mehr,  den  Beitritt  Österreichs  zurücksuwdsen.  Komme  man  in  den  Zollverein 
hiarin,  so  würde  man  ohne  weiteres,  wie  am  Bundestage,  die  Führerstelle  er- 
langen. Wo  nicht,  würde  man  wenigstens  ihn  zu  sprengen  im  stände  sein. 
Ab^  bei  der  Trägheit  Metternichs,  bei  der  Schwerfälligkeit  und  dem  Schlendrian 
d«r  Bfllenreiehischen  Verwaltung  wurden  diese  kühnen  Entwürfe  Kübecks  vor- 
Blnfig  noch  v^dlkonunen  zu  Schanden.  Ein  kurzer  Stoss,  ein  einziger  Sturm- 
wind gen^te,  um  das  Österreich  des  18.  Jahrhunderts,  dem  die  Trägheit 
der  Begierung  und  die  Gutmütigkeit  der  Regierten  bis  dahin  das  Dasein 
gefristet,  über  den  Haufen  %U  werfen.  In  dem  allgemeinen  Reichstumulte, 
h&.  dm  Auft^ungsprozessen  der  hadernden  Erben,  bei  der  einstweiligen 
vffiUigen  Abdankung  der  Regierung,  dachte  niemand  an  so  weitgehende  Pläne. 
Aber  wäbreiid  in  der  Paulskirche  die  Erbkaiserlichen  mit  den  Grossdeutschen 
und  Demokraten  ihre  Bedeschlachten  sdilugen,  stellte  dasselbe  österreichische 
Heer,  das  einstmals  den  Slaven,  Magyaren  und  Türkea  die  weiten  Gebiete 
des  I)mBxamkes  abgerungen,  den  wimkendra  Staat  wieder  aufrecht.  Ein 
SGoistar  der  That,  FOrst  Felix  Bebwarzenberg»  untemabm  ei^  dem  ,^Y^ngtra 
Ö0bm^*^  swie  alte  ^ettmg  in  Deutsddand  wteder  m  gewuinen  und  unter 


der  Beistimmung  Russlands  und  dem  Jubel  der  süddeutschen  Regierungen 
Preus.-^en  für  seine  Kaiserträume,  für  sein  Dreikönigsbündnis  und  die  Unions- 
pUine  zu  züchtigen.  In  Olmütz  musste  Preussen  in  Sack  und  Asche  Busse 
tliun.  Seine  Schmach  schien  unauslöschlich.  Bei  Jena  und  Auerstädt  war 
das  alte  Preussen  tapfer  fechtend  der  Überzahl  und  der  neuen  Kriegskunst 
des  grossen  Soldatenkaisers  erlegen.  Bei  Bronzell  war  es  vor  den  so  oft 
besiegten  Österreichern,  vor  einer  kaum  wieder  disziplinierten  bayerischen 
Schar  zurückgewichen,  ohne  den  Degen  Friedricli.-  des  Grossen  versucht  zu 
haben.  Um  Preussen  für  immer  zu  vernichten,  hatte  Österreicli  gleichzeitig, 
nachdem  der  Freiherr  von  Bruck  in  mehreren  Denkschriften  die  Modalitäten 
des  einzuschlagenden  Verfahrens  erörtert,  am  10.  Juli  1851  bei  dem  kaum 
wiederhergestellten  Bundestage  in  aller  Form  die  Aufnahme  Österreichs  in 
den  Zollverein  beantragt.  Es  waren  die  wiederaufgelebten  Ideen  des  Freiherrn 
von  Kübeck:  das  70  Millionenreich,  die  Abführung  der  gemeinsamen  Zoll- 
einnahmen nach  dem  Massstabe  der  Einwohnerzahl  an  die  leeren  Kassen 
Österreichs,  die  Führerstellung  Österreichs  nicht  bloss  im  Frankfurter  Bundes- 
tage, sondern  auch  im  Avirtschaftlichen  Deutschland.  Gewiss,  rein  wirtschaft- 
lich betrachtet,  ein  so  genialer  Gedanke,  dass  wir  noch  heute  davon  zehren. 
Rein  wirtschaftlich  betrachtet,  wäre  es  für  die  Zukunft  Deutschlands  und 
Österreichs  ein  unendlich  segensvolles  Ereignis  gewesen,  wenn  damals  ein 
einheitliches ,  durch  gleichförmige  Schutzzölle  nach  aussen  abgeschlossenes 
Wirtschaftsgebiet  geschaffen  wäre,  welches  der  inländischen  Produktion  einen 
grossen  einheimischen  Absatzmarkt  dauernd  verbürgt  und  zugleich  feindlichen 
Tarifniassregeln  Nordamerikas  und  Russlands  gegenüber  als  ebenbürtige  Macht 
dagestanden  hätte.  Aber  sein  deutscher  Beruf  zwang  Preussen  damals, 
solchen  uns  heute  so  sympathischen  Plänen  schroff  entgegenzutreten.  Dasselbe 
Preussen,  das  in  Olmütz  vor  den  Drohungen  Österreichs  so  schwächlich 
zurückgewichen  war,  ermannte  sich,  wie  in  den  Tagen  der  Karlsbader  Be- 
schlüsse und  der  AViener  Konferenzen,  zu  kühner  handelspolitificher  That. 

Man  erinnert  sich,  dass  das  mit  England  durch  Personalunion  verbundene 
Hannover,  um  vor  allem  den  englischen  Fabrikaten  gegen  mässige  Transit- 
zölle den  Weg  bis  ins  Herz  von  Deutschland  zu  öffnen,  dem  mitteldwtachen 
Handelsverein  beigetreten  und  neben  Sachsen  die  Seele  des  gegen  Preusaett 
gerichteten  Gegenzollvereins  geworden  war.  Als  dann  Kurhessra,  ft^p^^ft" 
und  die  thüringischen  Kleinstaaten  ihren  Frieden  ndt  Preussen  machen 
mussten,  hatte  Hannover  in  seiner  Unfreiheit  der  englischen  Handelspolitik 
gegenüber  und  in  der  übrigens  auch  ausserhalb  geteilten  Meinung,  Anas  die 
volkswirtschaftlichen  Interessen  der  Nordseeküste  von  den  preuarischen  sehr 
weit  abwichen,  am  1.  Mai  1834  mit  Braunschweig  den  Steuerverein  ge- 
schloflsen,  dem  nachher  auch  Oldenburg  und  Bückeburg  beitraten.  Auch  die 
Trennung  des  deutschen  Welfenkönigreiche«  von  der  englischen  Krone  im 
Jahre  1837  hatte  hieran  nichts  zu  ändern  vermocht,  und  auch  unter  König 
Ernst  August  war  H^onov^  em  Brückenkopf  F.pglamdff  auf  dem  Festlande 
geblieben.  Der  Steuerverein  verband,  wie  der  grosse  Zollverein  und  wie 
vordem  der  bayerisch-württembergische  Verein,  seine  MitgUeder  zu  vollständiger 
Zollgemeinschaft  und  verteilte  wie  diese  die  Einkünfte  nadi  d»  KopfiEfthl, 
und  die  Mehrzahl  der  putschen  Grossbritannier"  frohloddte,  wieviel  mdut 
Bordeaux-Wein,  Cigarren  und  Kaffee  man  im  Steuerverein  verzehre,  als  im 
Zollverein.  Indes  konnte  es  doch  einer  intelligenten  Minorität  nicht  ver- 
borgen bleiben,  dass  ihr  Sonderbuud  zum  Besten  Englanda  und  der  Hanseaten 
die  mgene  Industrie  von  dem  grossen  dmtBehen  Marktgeln^  absperre.  Diese 
unfrfinglich  nur  kleine  MimmtiU;  wudis  susehe^ds,  als  ialo^e  d^  Bevcdutaomh 
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jähre  finanzielle  Verlegenheiten  von  selbst  zur  Erhöhung  der  Eingangszölle 
nötigten,  ak  durch  den  Anschluss  Braimschweigs  an  den  Zollverein  die  Grenz- 
bewachung äusserst  schwierig  und  kostspielig  wurde  und  die  entstehenden 
^senbahnen  für  ihre  Rentabilität  den  schleunigsten  Anschluss  an  Preussen 
erhdsc^ten*  Indem  jetzt  Preussen  mit  kühnem  Entschlüsse  dieser  veränderten 
Qnindstinunung  entgegenkam  und  den  Steuervereinsmitgliedern  eine  Herab- 
setzung der  Zollvereinszölle  auf  Thee,  Kaffee  und  Wein,  zollfreie  Einfuhr 
der  Schienen  für  die  hannoverschen  Eisenbahnen  und  einen  Vorzugsanteil 
v<m  76  Pirozent  bei  der  zukünftigen  Verteilung  der  Zollvereinseinnahmen  anbot, 
vennocbte  selbst  Ernst  Augutt  trotz  seines  SouverSnitätshochmutes  solchen 
Verlockungen  nicht  zu  widerstehen  und.  unterzeichnete  am  7.  September  1851 
für  sich  und  setn^  ZoUverbandeten  auf  d^  1.  Januar  1854  den  Eintritt  in 
einen  Zollverein  mit  P^^ussen.  Wie  gross  würde  der  Jubel  in  Berlin  unter 
anderen  Umständen  gewesen  s^,  Idarmit  endlich  dem  gesamten  Zollverein, 
dw  trotz  seiner  25  Müfionen  £$nwolmer  noch  immer  ein  unfSrmiges  Binnen* 
land  gebHeben,  von  dessen  1089  Grenzmeilra  nur  129  auf  die  preusösche 
Ostseäkfiste  fielcai,  die  Nordseekfiste  von  der  Ems  Ins  zur  Elbe  gewonnen  zu  v 
habea.  Angesidits  der  Forderungen  und .  Drdiungen  Österreicb)B  konnte  es 
mch  in  diesem  Augenbüdc  nur  noch  um  Notw^  und  Bettung  liandeln. 
Wenn  die  bisherigen  Zollverbündeten  den  Lockungen  Schwarzenbek  folgten 
und.  auch  Kurhessen,  das  einst  so  viel  umworbene  territoriale  Zwisdhienglied 
zwischen  dem  preussischen  Cbten  und  Westen»  wieder  aus  dem  preusssehen 
Zollbunde  austrat,  so  wiff  durch  den  Zutritt  des  Steuerverdns  nichts  weit^ 
als  ein  notwendiger  Ersatz  geschaffen,  der  ausser  d«f  Sicherung  jener  Ver- 
bindung vielleicht  noch  das  9Gttel  bot,  auch  durch  Sperrung  der  Nordsee- 
küsten  die  auf  Fahnenflucht  in  das  österreidusche  Lager  hinüber  mnnenden 
Genossen  von  ihrem  Vorhaben  zurückzuschreckaa.  üm  fÖr  reifliche  Überr 
legung  der  eventuellen  Folgen  genügende  Zeit  zu  genritturen,  kündigte  Preussen 
schon  im  November  die  Verträge  auf  den  1.  Januar  1854  und  lud  die  Votbuis- 
genossen  zur  Neukonstituierung  des  Zollvereins  auf  Grundlage  des  „hannÖYer- 
schen  Septembervertrages"  zu  Konferenzen  nach  Berlin. 

Wie  richtig  Preussen  seine  Zollverbündeten  bis  in  Herz  und  Nieren 
durchschaute,  sollte  sich  sofort  zeigen.  Nichts  konnte  den  Mittelstaaten  aus- 
sichtsvoller sein,  als  wie  im  Bundestage,  so  zukünftig  auch  auf  den  Zoll- 
konferenzen den  Gegensatz  der  beiden  Grossmächte  sich  entwickeln  zu  sehen, 
als  in  Handelssachen,  wie  in  den  übrigen  Buudesangelegenheiten  zwei  Häupter 
statt  eines  zu  haben,  durch  diesen  Dualismus,  wie  vor  kurzem  vor  politischer,  J 
so  auch  vor  wirtschaftlicher  Mediatisierung  geschützt  zu  sein.  Nachdem  sie 
im  Januar  1852  in  Wien  von  Schwarzenberg  über  das  einzuhaltende  Verfahren 
Belehrung  eingeholt  und  nachdem  sie  sich  in  Darmstadt  zu  einem  Verein 
zusammengeschlossen,  erklärten  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  die  beiden 
Hessen  und  Nassau,  dass  der  Zollverein  zuvor  mit  Österreich  abschliessen 
müsse,  ehe  man  über  den  Septembervertrag  in  V(  rhandhing  träte.  Aber  die 
preussische  Regierung,  in  wachsender  Erkenntnis  der  Stärke  ihrer  eigenen  Position 
und  der  Schwäche  der  Gegner,  beharrte  dabei,  dass  man  umgekehrt  erst  den 
Zollverein  zu  erneuern  und  darauf  mit  Österreich  zu  verhandeln  habe.  Der 
Worte  müde,  erklärte  sie  im  September  1852  den  Abbruch  der  Verhandlungen. 
Mochten  Bayern  und  Württemberg  nicht  übel  Lust  haben,  dem  Zollverein 
den  Rücken  zu  kehren  und  allein  mit  Österreich  abzuschliessen :  Sachsen,  ob- 
gleich mit  jenen  in  gleichem  politischen  Gegensatz  zu  Preussen  und  in  gleicher 
politischer  Intimität  mit  Österreich,  lehnte  schliesslich  mit  Rücksicht  auf  seine 
Industrie  eüoe  Bcmderrereinigang  mit  Österreich  entschieden  ab.   Die  öfient- 


liehe  Meinung,  die  auf  der  Karlsruher  Generalkonfereuz  durch  ihre  stür- 
mischen Forderungen  fast  die  Regierungen  gezwungen  hatte,  aus  dem  Zoll- 
verein auszuscheiden,  verlangte  trotz  aller  sehutzzöllnerischen  Strömungen  im 
Namen  ihrer  materiellen  und  Kulturinteressen  die  unbedingte  Erneuerung 
desselben.  Es  kam  hinzu,  dass  am  5.  April  1852  der  gewaltthätige  Erneuerer 
österreichischer  Macht,  Fürst  Schwarzenberg,  plötzlich  gestorben  war  und  dass 
die  österreichische  Regierung  in  Hinsicht  auf  von  Frankreich  drohende  Ge- 
fahren sich  entschloss,  möglichst  bald  ein  gutes  Verhältnis  mit  Preussen  wieder 
anzubahnen.  Wenn  die  Handelspolitik  Preussens  in  allen  diesen  Punkten 
von  unerwartetem  Glück  begünstigt  schien,  .so  war  dagegen  seine  Stellung 
in  Hannover  nach  der  am  18.  November  1851  erfolgten  Thronbesteigung 
Georgs  V.  nicht  mehr  so  fest  wie  beim  Abschluss  des  Septembervertrages. 
Genug  Gründe  für  Herbeiführung  eines  Kompromisses.  Österreich  verzichtete 
auf  die  sofortige  Zolleinigung  und  begnügte  sich  am  18.  Februar  1853  mit 
einem  Handelsvertrage;  Preussen  dagegen  versprach  im  Artikel  25  desselben, 
nach  Ablauf  von  sechs  Jahren  in  Beratungen  über  eine  dann  hoffentlich  er- 
reichbare Zolleinigung  einzutreten.  Von  dem  österreichischen  Protektor  im 
Interesse  seiner  europäischen  Politik  so  schnöde  in  Stich  gelassen  und  unter 
dem  Drucke  der  fieberhaft  erregten  Gewerbstände,  blieb  damit  auch  den  ver- 
bissensten Gliedern  der  Darmstädter  Koalition  nichts  übrig,  als  zur  Gefolg- 
schaft Preussens  zurückzukehren,  und  so  wurde  am  8.  April  1853  mit  Zu- 
grundelegung des  Septembervertrages  der  um  Hannover-Oldenburg  vergrösswte 
ZoUverem  wieder  auf  zwölf  Jahre,  bis  zum  1.  Januar  1866,  verlängert. 

Auch  die  zweite  groese  Zollvereinskrisis  war  damit  glücklich  überstanden; 
ßim  d^  „Febniarvertrag"  war  ein  Waffenstillstand,  kein  Preussen  hatte 

.  nicht  j^Udin  formell  das  Becht  Österreichs  anerkennen  müssen,  auf  Grund 
seiner  ZngehSrigkeit  zum  Deutschen  Bunde  auch  in  den  Zollverein  ^nzu* 
tretm,  son4em  zugldch  zum  Zweek  der  späteren  Zolleinigung  ein  Übergaaga- 
Stadium  acceptier^  mSssm:  erstens  möglidiste  Gleichstellung  der  nach  aussen 
^tmdm  beiderseitige  Zdltarife,  und  zwdtens  Anbahnung  eines  ausschliess- 
lieh "  begünstigte  Zwischenverkehis  zwischen  den  beiden  abschliessenden 
JUtehten.  Kdn  ^Zweifel,  Preussen  hatte  durdi  sdne  Verschleiqßungstaktik 
nur  dne  GalgeUbnst  gewönne,  das  acldieselidie  Sdud^  schien  unentrinnbar« 
Nut  eine  sdiwache  MSglichkdt  gab  es^  die  Bettung  y^hiees.  Kaiser- 
Staat  konnte»  um  dem  Zollverein  Xhnlich  zu  w^en,  von  seinem  althistCKrisdien 
Prohibitivsystem  zum  gemässigte  Schutzzoll  übergehe,  von  Österreudi  war 
eine  Zolleinigung  mit  gendasigter  schutzzüllnerisdier  Pdilak  n^ch  ausse 
beabsichtigi  Dagegen  war  es  für  Österreich  unmöglich,  wenn  der  ZoUvmin 
einseitig  die  gege  das  Auslfuad  schützede  Bbuer  niededegte,  in  die  be- 
absichtigte Lebensgemeinschaft  mit  ihm  ebzutreten.  Indem  Preusse  es  wagte, 
den  Freihandel  als  «Trumpf  gegen  Österrdch  auszuspiele,  scdlte  es  ihm  ge^ 
lingen,  de  Kaiserstaat  ans  der  schon  gewonnee  Position  irieder  heraus- 
zutreiben. 

Der  ganze  Zug  der  Zeit  kam  ihm  dabei  zu  EQUe.  Nadidem  England 
unter  dem  Schirm  seiner  Zölle  und  ßchiffiihrtsgesetze  dahin  gelai^  war,  von 
den  Industriellen  des  Auslandes  auf  eigenem  Boden  nichts  mehr  fürchte  zu 
müssen,  hatte  es,  um  Käufer  für  die  Uberfülle  seiner  Industrieprodukte  m 
gewinnen  und  den  hungernden  Arbeitern  das  Brot  zu  verbilligen,  endlidi  «rfn 
in  langen  Jahrhunderten  aufgebautes  Protektions-  und  Prohibitivsystem  auf- 
gegeben und  war  in  wohlverstandenem  eigenen  Interesse  definitiv  zum  Freihandel 
übergegangen.  Als  Schlussstein  seiner  freihändlerischen  Reforme  hatte  es 
1860  mit  Frankreich  den  Cobdeu-Vertrag  geschlossen,  in  dem  es  auf  jede 
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Schutzzoll  für  seine  Industrie  verzichtete  und  die  Eingangsabgaben  auf 
Kolonialwaren,  Wein,  Tabak  und  dergl.  beschränkte.  Um  vollkommen  mit 
dem  alten  System  aufzuräumen,  hatte  es  endlich  die  Frankreich  zugestandenen 
Zollherabsetzungen  zugleich  generalisiert  und  sie  damit  auch  dem  Zollverein» 
selbst  wenn  er  fernerhin  schutzzSllnerisch  blieb,  zugänglich  gemacht.  Di^^en 
hatte  Napoleon  III.,  indem  er  von  dem  Hochschutzzollsystem  der  Eestauration 
und  der  Julimonarchie  zu  einem  fast  freihändleriach  gefärbten  Handelssystem 
überging  und  England  die  Hand  bot,  die  Gewährung  der  England  gebotenen 
Tarifermässigungen  von  besonderen  Verträgen  abhängig  gemacht  und  nnniittel- 
bar  hinterher  )>ei  der  preussischen  Begierung  den  Abschluss  eines  Handels- 
vertrages von  ähnlicher  Tendenz  zwischen  Frankreich  und  dem  Zollverein 
angeboten.  Der  Weg  zur  Bettung  war  gefunden.  Am  29.  Mai  1862  wurde 
in  Berlin  der  Handelsvertrag  mit  Frankreich  unterzeichnet,  zu  dessen  Fegt- 
haltung  sich  Preussen  verpflichtete,  auch  v^m  seine  ZoUverbfindeten  dem- 
sdben  nicht  beitreten  sollte,  jxnd  der  dann  nach  Genehm^ung  durch  den 
l)reiissi.^chen  Landtag  am  2.  August  den  verbündeten  Staaten  und  dem 
Wiener  Hofe  als  unatönderliche  Thatsache  zugleich  mit  dem  Bemerken  mit- 
geteilt wurde,  dass  num  jn  Berlin  die  Annabne  desseUien  ab  conditio  sane 
qua  non  fär  das  Fortbestehe  des  ZoUvereins  ansdie. 

Es  bt  begraflich,  dass  dem  gegenüber  auch  Österrdch  auf  sein^  Sdieine 
bestrad.  Kaiman  es  bereits  1860  wegen  definitiver  Herstellung  der  Zoll- 
einigung schüchtern  angeklopft,  1861  bei  der  Kunde  von  dm  VeAandlungen 
mit  Frankreich  gewarnt,  protestierte  es  jetzt  in  aller  Form  gegen  das  ge- 
schlossene AUcommen,  da  der  Vertrag  von  1853  I^feussen  verbiete,  seinen 
Tuadt  in  einer  von  der  Ssterreicluschen  sich  entfernenden  Bichtung  m  rdbr- 
wißren,  und  da  jenes  in  dem  franzSmschen  Vertrage  sane  ZolMtze  so  niedrig- 
steUä,  dass  österrdch  sie,  ohne  mm  Industrie  zu  vam^ten,  nicht  annehmen 
könne.  Glachzettig  stellte  es  bei  allen  Vereinsstaat^  den  Antrag,  unter 
Bdbehaltung  des  bi^erigen  Zolltarifs  GesamtSsterreieh  in  den  Zollyerdn  auf- 
zunehmen. Und  in  der  berechtigten  Ahnung,  dass  vollslllndiges  Aufgeben 
der  grossen  Zolleinigung  das  Signal  für  yoUstitedige  Amsehl^ssung  Öster- 
reichs auch  aus  dem  Bunde  sein  würde,  lehnten  die  alten  Getreuen  Habs- 
burgs,  Bayern,  Württemberg,  bdde  Hessen,  Nassau  und  dazu  Hannover,  die 
Annahme  des  franzSsischen  Handelsvertrages  ab. 

Bis  auf  ein  Haar  dieselbe  Konstellation  wie  im  Anfang  der  fOn&iger 
Jidire:  der  Antrag  Österreidis  auf  Au&ahme  in  den  Zollverein,  die  freudige 
Zustinunung  der  Mttelstaaten,  die  Abwehr  Preussens.  Aber  die  Energie 
dieser  Abwehr  erinnerte  an  die  stolzesten  Tage  der  Friedericianischen  PolitiL 
Ohne  die  Selbstsucht  der  neuen  englischen  H^adelspoUtik  nur  im  entferntesten 
zu  durchschauen,  hatten  die  norddeutschen  Landwirte  den  Sieg  der  Anti- 
Eomgesete-Iaga  mit  bellum  Jubel  begrüsst,  pries  der  deütsche  Kaufmann  die 
!EbndeMrdheit  als  die  Erzeugerin  jeder  and^n  Freiheit,  hatte  die  deutsche 
.Manchester-Schule,  nachdem  der  beredte  Mund  Friedrich  Lists  im  Jahre  der 
Aufhebung  der  Komz5lle  für  immer  verstummt  war,  die  Mittelklassen  daran 
gewöhnt,  die  Begriffe  liberal  und  freihändlerisch  als  untrennbar  anzusehen. 
Dasselbe  preussische  Abgeordnetenhaus,  das  sich  der  Heeresvermehrung  des 
Prinzregenten  und  Königs  Wilhelm  1.  so  entschieden  entgegenstemmte,  hatte 
für  die  unter  dem  Ministerium  der  neuen  Ära  bereits  begonnene,  von  Bis- 
marck energisch  fortgeführte  freihändlerische  Handelspolitik  der  Regierung 
auch  während  der  budgetlosen  Zeit  nur  begeisterte  Zustimmung.  Es  ist 
nicht  anders:  das  Deutsche  Reich  ist  unter  frcihruidlerischer  Flagge  ge- 
gründet worden.    Nachdem  die  schutzzöllnerische  Richtung  der  Zollvereins- 
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politik  1848  einen  gewissen  Sättigungspunkt  erreicht,  ermässigte  man  seit 
dem  hannoverschen  Septembervertrag  und  noch  mehr  seit  dem  französischen 
Handelsvertrag  die  Schutzzölle  viel  weitergehend  als  1818,  um  erst  nach  der 
Gründung  des  nationalen  Staates  und  nach  der  bitteren  Erfahrung,  dass  der 
freie  Wettbewerb  die  Übermacht  des  Starken  nicht  ausgleicht,  sondern  erhöht, 
zu  stärkerer  Abschliessung  zurückzukehren.  Von  dieser  freihändlerifichen 
Welle  getragen,  erwiderte  die  preussische  Regierung,  dass  sie  im  Artikel  25 
keine  Zolleinigung,  sondern  nur  Beratungen  über  eine  solche  versprochen 
habe,  und  dass  sie  auch  diese  als  aussichtslos  hiermit  ablehne.  Unter  dem 
Drucke  der  sächsischen  Fabrikanten  und  Kammern  musste  der  sächsische 
Minister  Beust  erklären,  dass  der  Zollverein  mit  jenem  Februarvertrage  seine 
Autonomie  in  Handelssachen  niemals  aufgegeben  habe.  Und  unter  dem 
Zwange  derselben  freihändlerischen  Uberzeuguno-en  traten  die  Thüringischen 
Staaten,  Braunschweig,  Frankfurt,  Baden,  sogar  Kurhessen,  Hannover  und 
Oldenburg,  die  beiden  letzteren,  nachdem  ihnen  Preussen  wenigstens  einen 
Teil  des  bisher  bezogenen  Fräcipuums  aus  den  ZoUeinahmen  bewilligt,  nach 
kunem  Besinnen  dem  neuen  Zollverein  beL 

Im  Gegensatz  hierzu  zeigte  das  Verlangen  Österreichs  nach  Zolleinigung 
diesmal  nichts  mehr  von  der  früheren  Energie.  Nicht  nur,  dass  Napoleons 
Kongressprogramm  vom  November  1863  und  Deutschlands  antidänische  Be- 
geisterung dem  Wiener  Kabinett  es  nahe  legten^  unter  Aufgabe  aller  Pläne 
des  Frankfurter  Fürstentages  wieder  gemeinsam  mit  Preussen  die  deutsche 
Politik  2U  teiten.  Vor  allem  machten  die  durch  den  neunundfünfziger  Krieg 
von  neuem  zerrütteten  Finanzen  eine  Zolleinigung  mit  einem  Lande  solider 
Währung  unausführbar,  und  mit  dem  Tode  des  Freiherm  von  Bruck  am 
23.  April  1860  hatte  der  Kaiserstaat  den  Staatsmann  verloren,  der  im  Geiste 
Sohivarzenbergs  vielleicht  die  widerstrebenden  österreichischen  Fabrikanten 
gesvongen  hätte,  ihre,  Geldbratdinteressm  dm  politischen  Pliinea  d«  Hol- 
barg unterzuordnen. 

Es  war  die  Einsargung  der  grossdentschen  Wirtschaftsdnheit,  als  die 
in  Mfinchen  versammelten  Vertreter  Bayerns,  Württembergs,  Darmstadts  und 
Kassaus  in  der  Punktation  vom  12.  Juli  1864  die  Zolleinigwng  mit  Öster- 
rdch  nicht  mehr  als  Bedingung  für  ihre  Anerkennung  des  neuen  Zollvereins 
und  sdnes  auf  Grundlage  des  französische  Handelsvertrages  fe^igesetsten 
Tarifs,  scmdem  nur  als  frommen  Wunsch  ausspradien,  damit,  «wenn  man  zur 
Z&t  kdnen  Fortschritt  auf  d^  1853  eröffneten  Bahn  machen  könne»  doch 
vaiigstens  die  M^liehkdt  f&r  die  Zukunft  formell  und  prinzipiell  festgehalten 
verde*.  J>ma  selbst  dieses  bescheidne  Verlangen  sollte  nidht  erfüllt  werden. 
ha  Gregensats  zu  Bisman^,  der  die  Aufnahme  ein^  doDouentspredienden  un- 
verlnndlichen  Phrase  als  ungeähiMdi  und  im  Interesse  des  guten  politischen 
Verhältoisses  zn  Öst^rdkih  als  wOnsdicmswert  bezeichnete»  fasste  der  Ministerial- 
direktor DellnlidCy  bis  zu  der  grossen  Umkehr  in  dm  siebziger  Jahren  die 
kitepde  PeraiteIicU:eit  d^  preuiäschen  HanddspoUtik,  die  Wiederholung  des 
Artikels  25  des  alten  Vertrafes  v<m  1853  als  eu^  hat  reale  Konzession  und 
als  BiSglich^  Anlass  fSür  dne  neue  Zolhrerdlnda^  auf  und  vusste  den  König 
zur  AUdmung  zu  bestimmen.  Nadidem  darauf  am  11«  April  1865  an 
neuer  Handelsvertrag  mit  Östorreieh  ohne  Wiederholung  des  Artikek  25  tu 
'Stande  gekommen,  mussten  auch  die  l^xtmi  Widerstrebenden  dar  Mfinchener 
Konferenz  am  10.  Mm  ihre  Unterwerfung  unterzdidm^  IGt  deat  Abweisung 
der  BiÜJB  Österreichs  und  sdner  Freunde,  ihm  waaigstens  die  ThBr  zum 
ZoUverdn  offm  zu  halten,  war  Österrdch  hküaA  ans  dmi  Bande  hisans- 
geworlm  imd  zu  deutschem  Ausland  geworden*   Der  Triumph  Frri- 
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handelspolitik  schien  vollkommen.  Aber  doch  nicht  allein  der  Freihandels-, 
sondern  der  gesamten  Zollvereinspolitik  Preussens.  Das  Bewusstsein ,  dass 
man  unlöslich  zu  einander  gehöre,  dass  man,  mög(!  kommen,  was  da  wolle, 
sich  nicht  mehr  voneinander  trennen  könne,  war  durch  die  kleinen  Erfah- 
rungen jedes  Tages  in  die  Lebensgewohnheiten  und  Grundanschauungen  der 
Nation  eingedrungen.  Als  kein  Zweifel  mehr  darüber  walten  konnte,  dass 
die  Schwerter  Österreichs  und  Preussens  wegen  der  endgültigen  politischen 
Gestaltung  Deutschlands  noch  einmal  gegen  einander  schlagen  würden,  sorgte 
niemand  in  Deutschland  um  den  Bund,  jedermann  aber  um  den  Zollverein, 
Während  die  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  an  der  Seite  Österreichs 
die  Waffen  gegen  Preussen  erhoben,  setzten  zum  Erstaunen  der  Welt  die 
Zollbehörden  der  Vereinsstaaten  ihre  Funktionen  für  den  Zollverein  fort,  er- 
hoben Gelder  für  ihn  und  verrechneten  sie  für  die  Zollvereinsmitglieder,  als 
ob  es  gar  keinen  Krieg  gäbe  und  als  ob  der  Verein  niemals  aufhören  könne. 
Und  vne  mathematische  Köpfe  bei  den  beiden  politischen  Zollvereinskrisen 
den  endlichen  Sieg  Preussens  immer  vorausberechnet  hatten,  so  ist  vielleicht 
nicht  gmz  mit  Unrecht  behauptet  worden,  dass  in  weiterem  allmählichen 
Prozeas  die  wirtschaftliche  Hegemonie  Freuasens  im  Zollverein  schliesslich  von 
selbst  zur  politischen  hätte  führen  müssen,  und  dass  auch  ohne  KöniggiAts 
und  ohne  Bruderkrieg  die  dauernde  fänigong  Drateehkaids  unter  Ftewmm 
lAtte  erreicht  werden  können. 

Und  doch  ein  unsagbares  Glück,  daes  König  Wilhelm  die  befreiende 
Pharsalussehlaeht  wirklieh  schlug,  die  mm  grosser  Ahnherr  immer  vergeblidi 
erhofil  hatte,  und  dass  auch  in  den  zollvereinigten  Gebieten,  d&tea  Herren 
ffir  Osterreich  als  dm  Beschirmer  ihrer  fltrstlichen  MachtvoUkommenh^t  gegen 
das  uidtarische  Preussen  den  Degen  gesogen,  überall  die  »egreichen  Fahnen 
BreoaBene  wehten.  S^i  dem  Bondesvertrage  vom  18*  August  1866  umfiwte 
^  fester  Bundesstaat  drei  Viertel  dar  ^tschen  Lande  .mit  einem  dem 
alten  Bundc»tage  naehgebüdeten  Bimdearate  der  norddeutschen  FSrsten  und 
freien  Stiidte,  aber  unt^  dm  Prfisidium  des  Königs  von  Preussen,  welcher 
nicht  aDfiän  durch  seine  um  ScUeswig^HoIstdn  und  Lauenburg»  um  Hannover, 
KuxheaBesi,  Nassau  und  Frankfurt  vergrSsserte  Hwismacht,  sondern  zugleich 
auch  durdi  die  ihm  ein  fOr  altenal  überttegene  Ldtung  der  politischen  und 
militarisdhra  Angelegenheiten  eine  alles  üb^ragende  Stellung  einnahm.  Mit 
dem  Norddeutschen  Bundesrate  teilte  der  Norddeuteche  Beichstag  die  Auf- 
gabe der  Gesetzgebung.  Vor  dlem  hatte  die  preusaasche  Handetepolitik 
endlich  einen  durchgreifenden  Erlolg  aufeuweisen.  Nach  Artik^  30  der 
Bundesverfassung  sollte  der  Bund  em  Zoll-  und  Handelsgebiet  bilden.  Damit 
mussten  auch  die  Reste  des  «Vorlandes*  an  der  Ostsee  und  Nordsee  die  bb 
dahin  durch  ihre  geographische  Unabhängigkeit  gesicherte  Sonderstellung 
aufgeben.  Die  auf  die  Iteuer  von  vier  Jahrhunderten  dem  deutschen  Leben 
entfremdeten  Elbherzogtümer  und  das  1815  tauschweise  an  Dänemark  über* 
lassrae  Lauenburg  fährte  Preussen  selbstverständlich  sofort  dem  Zollvereine 
XU.  NacMem  sie  von  einem  mit  Frankreich  noch  für  längere  Zeit  ab- 
geschlossenen Handelsvertrage  losgesprochen,  folgten  1868  die  beiden  Mecklen- 
burg. Es  bestand  endlich  in  jenen  schönen  jugendfrohen  Tagen  unserer 
nationalen  Einigung  kein  Zweifel  darüber,  dass  auch  die  drei  grossen  deutschen 
„Vorhäfen",  wie  in  den  Norddeutschen  Bund,  so  auch  in  die  vaterländische 
Zollgemeinschaft  einzutreten  hätten,  dass  damit  dem  Spotte  des  Auslandes 
über  die*  preussische,  die  Knij)hausener  und  die  sieben  anderen  Flaggen 
Deutschlands  ein  Ende  gemacht  werden  müsste,  und  dass  dann  die  zweite 
Handelsmarine  der  Welt  unter^deutscher  Flagge  die  Erzeugniscie  des  deutschen 


Gewerbfleisses  anstatt  englischer  und  französischer  Fabrikate  über  die  Meere 
zu  tragen  habe.  Allein  aus  föderalistischem  Zartgefühl,  um  ihnen  volle  Zeit 
für  die  Vorbereitung  zum  Eintritt  in  den  Zollverein  zu  lassen,  gewährte  d«r 
konstituierende.  Norddeutsche  Beichstag  dm  dr^  Hmaestädtra  I^beck,  Bremen 
und  Hamburg  im  Artikel  31  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  der  Zoll- 
einheit, aber  nur  so  lange,  bis  sie  mit  ihren  VorboKatonl^  i^tüg  und  eelbet 
dm  Eintritt  in  den  Zollverein  beantragen  würden. 

Und  ebenso  glücklich  sollten  sich  die  Dinge  im  deutschen  Süden  f^» 
stiften.  Je  mehr  der  grossen  Masse  die  Einsidiit  kam,  dass  Sieger 
von  Königgrätz  stark  genug  sei,  die  vielbesungene  deutsche  Em^t  sU  ver- 
wirklidien»  und  dass  die  Scheidung  durch  die  MMnliipi^  das  "Werk  der  yon 
Wi^  angerufenen  franaöasdien  Vermittelung  sei,  um  so  dringender  va4angte 
man  den  Anschluss  an  den  Nordbund  und,  wenn  das  vorlftufig  unmSglich, 
wenigstens  Erhaltung  und  WeiterentwidEdung  des  dureh  den  Krieg  rediHidi 
gesprengten  Zollvereins.  Kadidem  dann  durdi  Verbrag"  swiadben  d^LNord« 
deutschen  Bunde  einerseits  und  Bayern,  WQrttmnbeig,  Baden  und  dem  ^d- 
kainischra  Hessen  andererseits  die  Fcnidmm-  der  durdi  dm  Krieg  unt^- 
brochenen  vierten  ZoUverein^periode  bis  xum  1.  3mmt  1878  verdnbart 
wordm,  erlebte  die  Welt  das  fifoenrasdiende  Scüauspiel,  dass,  scdiald  der 
Norddeutsche  Bundesrat  und  der  Norddeutoche  Beidisbig  die  politiscfaien  uted 
milifXrisdien  Angd^^dtoa  des  Nocdbundes  beratra,  sidi  bmde  Körper- 
sehafbm,  durdi  die  Vertreter  der  sOddeutschen  B^erongen  und  die  nach 
dem  n<^detti8dim  Wahlrecht  geiviUten  AbgeordMtoi  der  sOddeutsdi^ 
Stai^  vearst&rkti  als  Zdlbnndeerst  und  Zollparlament  konstitui^rtoii  um  mit 
dn&dira  Majoritätsdbeschlflssen  üb»  die  Zoll-  und  Handelafiragw  der  gesamte 
If  ation  zü  entsdimden»  ^ 

Es  gab  also  emm  Zdlstaat  und  dn  ZoUparlament,  wie  sie  vordem 
dnzelne  Patrioten  im  Grimme  Ober  die  Anarchie  auf  den  G^mimlkonferenzen 
4es  Zollv^ins  getrftumt  hatten«  Aber  die  nodi  iauner  politisch  geteUte 
Nation  verlangte  in  wadismdem  Sdbstgefühl  statt  des  Zollstaates  den  VöU- 
staat  und  statt  des  Zollparlamentes  dn  Vollparlament  Und  während  die 
steigenden  Wogen  des  nationiden  Einheitsdranges  von  Nord  und  Süd  an 
Napoleons  willkärliches  Ibchwerk,  an  die  quer  durch  Deutschland  aufgerich- 
teten Dämme  der  Mainlinie  anprallten,  sandte  ein  gnädiger  Gott  dem  deutscheu 
Volke  seinra  letzten  grossen  Befreiungskrieg.  Auf  den  blutgetränkten  Schlacht- 
fddem  Frankreichs  schmiedeten  xun  ihren  obersten  Bundesfeldherm,  den  König 
von  Preussen,  geschart,  sämtliche  deutsche  Stämme  wetteifernd  die  deutsche 
E[aiserkrone  und  brachten  bei  ihrer  siegreichen  Heimkehr  ausser  dem  wieder- 
gewonnenen Elsass-Lothringen  Kaiser  und  Reich  zurück.  Als  die  4  Süd- 
staaten  sich  durch  die  Versailler  Verträge  au  den  Bundesstaat  der  21  Nord- 
staaten  angliederten,  war  es  entschieden,  dass  von  den  ewig  beweglichen 
Ländermassen  Mitteleuropas  fortan  die  Gebiete  der  Zollverbündeten  das 
politische  Deutschland  der  neuen  Geschichte  bilden  sollten.  Wie  der  Sonders- 
häuser Vertrag  das  Vorbild  für  sämtliche  Enklavenverträge  gewesen  und  wie 
der  Darmstädter  das  Modell  für  die  Anschlüsse  der  Mittelstaaten  geworden, 
so  sollten  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  und  die  mit  den 
Süddeutschen  zuletzt  geschlossenen  Zollvereinsverträge  die  Grundlage  für  die 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  Averden.  Indem  der  formell,  wenigstens  in 
Bezug  auf  die  Süddeutschen,  noch  immer  kündbare  Zollverein  in  dem  Deutschen 
Reiche  unterging  und  zugleich  seine  dauernde  Form  und  Vollendung  erhielt, 
verwandelte  sich  der  Zollbundesrat  in  den  Deutschen  Bundesrat,  das  Zoll- 
parlament iu  den  Deutschen  Reichstag,  und  aus  dem  neutralen  und  unpersön- 
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liehen  PiSndium  erstand  der  erste  Deutsche  Kaiser,  um  mit  dem  g^s^ 
Zauber  des  alten  Namens  im  Fluge  alle  deutschen  Herzen  zu  gewinnen. 
Glmdi  wie  im  Triumphgesange  verkündete  Artikel  33  der  deutschen  Reichs- 
verfftSBOng:  Deutschland  bildet  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet.  Im  Verlaufe 
T<m  halben  Jidurhundert  war  das  preussische  Zollgesetz  vom  26.  Mai  1818, 

das  sdne  ll^ersadier  als  den  Quell  allen  Verderbens  und  als  das  Haupt- 
hindernis der  deutseben  iänheh  vor  allm  bes^tigen  wdltra,  der  Eofestein 
der  wirtsehaftlicben  und  nationalen  Einigung  geworden. 

Nach  der  {»rinäpiellen  Featsetaung  der  Zolleinbeit  war  die  Erwartung 
gefreehtfertigt,  dass  andi  die  BansesUidte  in  kürzester  Frist  den  Marktfrieden 
d«s  Beiches  suchen  und  dass  ihr  Zollanschluss  ab  ein  kurzer,  harmonisch 
auaUingend^  Ejulog  das  Brama  der  ZoUyereinfi^B^hiehte  schliessen  wfirde. 
Aber  wie  bdm  Steuerverein,  sdlte  die  Erfahrung  nicht  erspart  bleiben,  dase 
der  norddeutsche  Partikularismus  schwerer  zu  Qberwmden  war,  als  derjenige 
der  sfiddeutschen  HSfe,  bd  denen  scbliessUch  immer  die  Finanznot  die  ab- 
mdinenden  Stimmen  dynast^her  Selbstsucht  fibertSnt  hatte.  Nur  der  eisernen 
Willensraergie  des  Mannes,  der  den  Deutschen  nach  so  vielen  verunglückten 
Versuchen  endlieh  die  politische  Einheit  geschaffen,  sollte  es  gelingen,  diese 
stolzen  Stadtstaaten  zu  ihrem  und  des  Vaterlandes  Heil  in  die  nationale 
Wirtsehaft^emeinschaft  hineinzuzwuigen. 

Man  weiss,  dass  die  drei  HanwstSdte  Lübeck,  Bremen  und  Hambuq^, 
die  sich  einst,  als  der  grosse  Hansebünd  zerfiel,  verpflichtet  hatten,  d^  alten 
^  Kamen  und  ihre  alte  fireundnachbarliche  Verbindimg  aufredit  zu  erhalten, 
aus  eigener  Kraft  durch  ihren  Handel  die  Stellung  einer  Weltmacht  erhuigt 
hatten  in  Zeiten,  wo  Deutschland  tief  daniederlag.  Und  me  es  unzweifd-^ 
haft  ist,  dass  diese  souveränen  Kommunen  ihren  Reichtum  zum  nicht  geringen 
Teil  ihrer  kommerziellen  Selbstregierung  und  ihrem  von  Gesdilecht  zu  Ge- 
schlecht vererbten  Handelsgeist  verdanken,  so  darf  es  auch  nicht  Wunder 
nehmen,  dass  dieser  hanseatische  Handel  ursprünglich  vorwiegend  internatio- 
naler Zwischenhandel  gewesen  ist.  Auf  ein  winziges  Gebiet  beschribikt  und 
von  Nachbarstaaten  umschlossen,  die  zu  Wasser  und  zu  Lande  alle  Zugänge 
beherrschten  und  ihnen  in  ihren  Verkehrsbeziehungen  mehr  Hinderung  als 
Förderung  brachten,  war  es  nur  natürlich,  dass  die  Hanseaten  alle  Zeit  den 
Blick  auf  das  freie  Meer  gerichtet  hielten.  Insbesondere  dem  Hamburger 
Handel  wurden  durch  die  zahlreichen  eingewanderten  Engländer,  Franzosen 
und  Holländer,  r^pani^iche  und  portugiesische  Juden,  welche  die  Brandung  der  ^ 
Religionskriege  an  ihren  Strand  geworfen,  die  internationalen  Beziehungen 
zugebracht,  die  es  ermöglichten,  Hamburg  nach  dem  Niedergange  Antwerpens 
zum  Zwischenniarkt  für  die  Völker  des  skandinavischen  Nordens  zu  machen. 
Nachdem  dann  nach  der  Abschüttelung  der  verhassten  Fremdherrschaft  statt 
der  von  Stein  erhofften  gebietenden  Reichsgewalt  und  einer  alle  deutschen 
Grenzen  unischliessenden  nationalen  Zollgrenze  mit  dem  Bundestage  das  alte 
Elend  des  gleichsam  wieder  aufgelebten  Regensbiirger  Reichstages  und  der 
Landeszölle  zurückgekehrt  war,  sahen  sich  auch  die  Hansestädte  gezwungen, 
zu  ihrer  alten  selbständigen  Handelspolitik  zurückzukehren.  Als  nach  der 
Befreiung  Nordamerikas  die  Bremer,  anfangs  unternehmender,  als  die  Ham- 
burger, ihr  schwunghaftes  Geschäft  mit  den  Häfen  der  jungen  Union  be- 
gannen, und  als  in  den  zwanziger  Jahren,  nach  dem  Abfall  der  spanischen 
und  portugiesischen  Kolonien  in  Süd-  und  Centraiamerika,  die  Hamburger 
mit  den  alten  Kolonialmächten  in  den  Wettbewerb  um  diesen  ergiebigsten 
Teil  des  Welthandels  eintraten,  inusste  der  neue  Eindringling  in  das  trans- 
atlantische Frachtgeschäft,  zumal  da  es  damals  in  Deutschland  ausser  der 
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Leinenhandweberei  des  Riesengebirges  keine  exportfähige  Industrie  gab,  sich 
für  seinen  Handel  vor  allem  der  englischea  Fabrikate  bedienatj  die  in  den 
überseeisch^Q  Gebieten  allein  nuu^ktfiUiig  waren.  Nicht  minder  war  es  ffir 
sie  ebenso  bequem  wie  lolmend,  als  nach  der  Aufhebung  der  Eomgesetse 
der  Uberschuss  der  deutsehen  Ge^deeratra  nach  England  hinübersärJbnte, 
als  Bückfracht  Bordeauxweine  und  eR^adbB  Manufattumt  nach  Deutschland 
einzuführen.  Und  als  endlich  in  d&k  vierziger  Jahren  unter  dem  Sdbmne 
des  Zollvereins  die  Anfinge  einer  deutschen  Ei^cnlandustrie  och  ragt», 
konnte  d^  Hamburger  Gfoeskaufmami  w^oig  Ihtefesee  duan  ßndm,  mäi  um 
e^  Industrie  zu  kbnmcam,  die  noch  an  mandierM  Eänderkrankheit^  Htt 
und  vorl&ufig  auss^  stände  war,  auf  dem  Weltanarkte  mit  englisdien  Manu« 
fakturen  in  ernste  Konkumoiz  zu  treten.  B^ireifUeh,  dass  die  HehrsaU  der 
hansea^h^  Bevjflkerung  och  daran  gewSkite,  iloe  Notwehr  gegw  die 
Binnenzölle  mit  dem  grossm  Namen  der  Handdi^retheit  zu  bezd^nen  und 
die  wundersame  The<»ie  zu  verbreiten,  die  Natur  sdber  habe  die  Mündung 
der  Mbci  Weser  und  Trave  so  eigenartig  gestaltet,  dass  de  ein  Zollwesen 
nicht  ertragen  könnten.  Ni^t  als  ob  die  Kmaeat^a  es  unterlassen  bitten, 
bei  feierliche  Gelegenheiten  ihre  Liebe  zum  deutschen  Vaterlande  laut  und 
inbrünstig  zu  bezeugen.  So  ^ficUich  de  dch  im  innerste  Herzen  in  ihrer 
Handeisautonomie  fühlten,  die  ihnen  gestattete,  unbddlmmert  um  das  deutsche 
Hintwland  immer  den  nächste  Handelsvorteil  wahrzunehme,  und  so  un- 
willig sie  das  Anwachse  des  Zolivereis  beobachteten,  weil  sie  von  der  Ent- 
^vrii^elung  einer  deutsche  Industrie  eine  Minderung  ihres  Zwischenhandels 
mit  freiden  Ifonubkturen  befürchte  mussten,  so  versicherten  sie  dennoch  oft, 
einet  gesamtdeutschen  Handelspofi^  sich  gern  unterwerfen  zu  wollen.  Indem 
de  bereitwülig  zugaben,  dass  der  Zollverein  der  Hansestädte  nicht  entbehren 
könne,  wenn  er  nationale  Schiffahrts-  und  Handelspolitik  zu  treiben  unter- 
nehme, beklagten  sie  nur,  dass  gerade  die  Pflicht  der  Hafenstädte,  den  Inter- 
essen des  gesamten  deutschen  Verkehrs  gleichmässig  zu  dienen,  ihren  Eintritt 
in  die  preussische  Zollgemeinschaft  verbiete,  so  lange  die  Zolllinien  Däne- 
9wks,  der  beiden  Mecklenburg  und  des  Zollvereins  ihre  Thore  umgäben. 

Da  kam  der  Krieg  von  1866  und  brachte  statt  jenes  ungeheuerlichen 
Bundes,  der  sich  den  deutschen  nannte  und  zu  Zeiten  dennoch  vier  fremde 
Reiche  umfasste,  den  norddeutschen  Bundesstaat  mit  Zoll-  und  Handelseinheit. 
Da  es  gewiss  war,  dass  die  Zollvereinsverträge  mit  den  süddeutschen  Staaten 
fortdauern  und  dass  ebenso  die  Elbherzogtümer  und  die  beiden  Mecklenburg 
in  den  Zollverein  eintreten  würden,  so  waren  in  der  That  alle  deutschen 
Hinterlande  zu  einem  Handelsgebiete  vereint  und  damit  alle  von  den  Wort- 
führern der  Hanseaten  gestellten  Bedingungen  für  ihren  Ansclduss  erfüllt. 
Wenn  nun  auch  der  konstituierende  Norddeutsche  Reichstag  das  vielseitige 
Verlangen  nach  möglichst  schneller  Einziehung  der  Hansestädte  in  das  Zoll- 
gebiet von  Bundeswegen  verwarf  und  ihnen  im  Artikel  31  eine  Ausnahme 
von  dem  Grundsatze  des  einheitlichen  Zoll-  und  Handelsgebietes  gewährte, 
bis  sie  ihren  Einschliiss  beantragen  würden,  so  kann  doch  kein  Zweifel 
darüber  bestehen,  dass  man  in  massgebenden  Kreisen  diese  Regelwidrigkeit 
als  ein  kurzes  Übergangsstadium  betrachtete,  durch  das  es  den  bis  dahin 
frei  mit  dem  Auslande  verkehrenden  Hafenstädten  erleichtert  werden  sollte, 
sich  für  den  definitiven  Eintritt  vorzubereiten.  Delbrück  meinte,  dass  sechs 
bis  sieben  Jahre  dazu  genügen  würden.  Man  hat  damals  bereits  die 
Kostenanschläge  für  die  Herstellung  des  dann  nötigen  Freihafengebietes  ge- 
macht, und  Hamburg  selbst  berechnete,  dass  es  einen  Zuschuss  von  sechs  l)is 
zehn  Millioueu  Tbalern  vom  Reiche  dazu  erwarten  dürfe.  Nur  weil  Freuaaea 
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den  ferneren  Zollausschliiss  Hamburgs  durchaus  als  ein  Interimistikum  ansah, 
willigte  es  darin,  die  ganze  Unterelbe,  obwohl  dieselbe  durch  die  Erwerbung 
Schleswig -Holsteins  und  Hannovers  unzweifelhaft  ein  preussischer  Fluss  ge- 
worden war,  und  ebenso  die  grösste  Stadt  HokteioB,  Altoua,  mit  Hamburg 
im- Zollausschlussgebiete  zu  belassen. 

Aber  von  den  drei  Hansestädten  erkannte  nur  das  einzige  Lübeck  die 
Zeichen  der  Zeit  und  stellte  1868  aus  freiem  Entschlüsse  den  Antrag  auf 
Eintritt  in  den  Zollverein.  Nicht  als  ob  die  ehemalige  Königin  der  Ostsee 
weniger  als  die  Schwesterstädte  an  den  althanseatischen  Erinnerungen  ge- 
hangen hätte.  Aber  man  war  in  den  weiterblickenden  Kreisen  Lübecks  der 
Überzeugung,  dass  durch  den  Beitritt  der  Elbherzogtümer  und  der  beiden 
Mecklenburg  eine  weitere  Sonderstellung  der  Vaterstadt  unmöglich  sei,  dass 
das  Hauptinteresse  des  lübischen  Handels  auf  den  ungehinderten  Verkehr 
mit  dem  Vaterlande  gerichtet  sein  müsse,  und  dass  selbst,  wenn  einige  Zweige 
des  Zwischenhandels  mit  den  Ostseeländern  verloren  gehen  sollten,  man 
andere  dafür  gewinnen  würde.  Auch  in  Bremen  gab  es  unter  den  kleinen 
Händlern,  den  Gewerbtreibenden  und  den  Eaufleuten,  die  den  zoUvereins- 
läiidiaehen  Handel  pflegten,  stets  eine  grosse  Anschlusspartei.  Aber  sie  ver- 
mochte mit  ihren  Wünschen  nicht  durchzudringen,  weil  sie  den  Reedern 
und  Grosshändlem  augestehen  musste,  dass,  wenn  ach  Bremen  allein  dem 
Zollverein  anschliesse,  sein  Zwischenhandel  an  das  reichere  Hamburg  über- 
gehen werde.  So  wurde  denn  die  Frage  der  Hansestädte  zur  hamburgischen 
Fr^e.  Aber  in  Hamburg  that  man  nicht  das  Geringste,  um  seine  Verhält- 
nisse zu  ordnen  und  durch  Verhtmdlungen  mit  Preussen  die  Modalitäten  des 
Einritts  festzusetzen.  Man  lebte  weiter,  als  ob  Preussen  für  alle  Zeiten 
dwu  verpflichtet  sei,  Altona  bei  Hamburg  zu  beUwsen,  und  als  ob  die  Unter- 
«Ibe  für  immer  nicht  Deutschlands  Strom,  sondern  Deutschlands  Grenze  zu 
bleiben  haba  Namentlich  nachdem  der  Artikel  30  und  31  der  Norddeutschen 
Bm^esvarEaflsung  als  Artikel  33  und  34  in  die  Deutache  Beichsverfassung 
Übergegfuigen,  wurde  in  hamburgischen  Kreisen  unumwunden  verkündet,  dass 
dag  ^\Sä  sie  ihren  Eäiisdiliü»  beantrage"  die  FreihalrasteUiuig  \m  ans  £kide 
aU^  IMnge  gestatte. 

Wenn  man  nach  den  Gründen  und  Ursachen  dieses  entschlossenen 
.passen  Wideonriandes  forscht,  so  ist  es  mmadglidhi»  sie  im  Mangel  an  National- 
sfam  zu  finden.  lüi  Gegenteil,  besonders  seit  dem  Kriege  von  1870,  war  der 
einstige  staatlose  Kauftnannsaiim  mdur  und  mehr  durch  einen  kräftigen 
NationalstdbE  und  dordi  begeisterte  AnhSni^dikdt  an  Kwser  und  Bdch  ver- 
drängt worden.  Was  die  Hamburger  hinderte,  ihre  Sonden^ung 
gültig  aufzugeben,  war  vor  aUem  die  eigenmnnige  Sehwerfimigkeit,  die  gerade 
der  grosse  Eauftnann  zu  zeigen  pflegt,  wenn  ihm  euoie  vdUsOndige  Änderung 
«eines  Handelsbetriebs  und  sein^  Gtesehäftsformen  zugemutet  wbd.  ObwoU 
überall  zu  Hause  und  in  täglichem  Wechselverkefar  mit  d^  ganzen  Erd^ 
verschlossen  eie  eoch  mit  seilenden  Augen  der  Eimieht,  dass,  je  mehr  alle 
Staaten  allm&hlich  zu  wirtschaftlicher  Selbständigkeit  zu  gelangen  cmdied, 
die  Bedeutung  des  internationalen  Zwischenhandels  überall  dnken  muss,  nnd 
dass  auch  für  ihre  Stadt,  so  vcHmehm  manche  Kreise  auf  den  oberländbchen 
Handel  herabblickten,  der  Zwischenhandel  sdt  geraumer  Zdt  mit  dem  filmr 
ihren  Hafen  gehendeü  deutschen  Aus-  und  Etnfuhrhandel  nicht  mehr  glmchen 
Schritt  gehalten.  Obwohl  sonst  überall  auf  der  Erde  —  die  isolierten  natür- 
lichen Zwischenhandelsplätze,  das  halbitalieniseheTriest  und  Bremen  ansgenomm^ 
—  kraft  einer  zw  ingendenNotwendigkeitallegrossenSediäfen  mit  ihrem  Wohn-' 
gebiete,  mit  ihrer  produzierenden  und  konsumierenden  Bevölkerung  sich  dem 


Zollinlande  angeschlossen  hatten  und  in  allen  diesra  SiSdim  der  rfiemalige 
die  gesamte  Wohnstadt  umfassende  ^  Freihafen*  zu  dem  hemetisch  abgegrenzt«© 
„Freihafenbezirk"  zusammengeschrumpft  war,  so  beharrtra  die^  Hamborger 
dabei,  die  angeblich  ganz  unerhörte  Blüte  ihres  Gremeinwesens  alldn  ans  seiner 
vollen  Freihafenstellung  herzuleiten.  Nur  so  lange  das  Hamburger  QesdAft 
in  seinem  alten  Wohnuugskörper  bleibe,  in  den  es  einmal  hmemgewachsen, 
und  so  lange  sich  neben  jedem  Kontor  in  jeder  Strasse  und  an  allen  Fleeten 
die  Speicher  erhöben,  sei  Hamburg  im  stände,  mit  so  unvergleichlich« 
Billigkeit  das  Ausland  mit  Waren  zu  versorgen  und  seine  Rolle  im  Seever- 
kehr aufrecht  zu  erhalten.  Nur  weil  es  infolge  seiner  Freihafenstellung  keinen 
zweiten  Ort  in  der  Welt  gäbe,  wo  sie  alle  Waren,  ausländische  wie  deutsche, 
jederzeit  zu  erhalten  vermöchten,  kaufe  der  kleine  Grosshändler  aus  dem 
Norden  statt  in  London  in  Hamburg  und  hätten  in  Hamburg  eine  solche 
Menge  ausländischer  Exporteure  ihren  Sitz  genommen.  Und  endlich  könne 
selbst  das  Binnenland  nur  dabei  gewinnen,  einen  möglichst  grossen  Markt  in 
seiner  Nähe  zu  haben,  ganz  abgesehen  davon,  dass  je  grösser  ihr  Import  für 
ihre  internationale  Kundschaft  sei,  sie  um  so  mehr  auch  auf  deutsche  Fabri- 
kate zur  Ausgleichung  angewiesen  wären.  Um  es  kiu-z  zu  sagen:  obwohl  die 
hanseatischen  Schiffe  im  Auslande  überall  in  zollfreien  Docks  ohne  Beschwerde 
löschten  und  luden,  so  blieben  die  Hamburger  dabei,  dass  ihr  Handel  infolge 
seiner  ganz  eigentümlichen  Natur  nur  in  der  alten  Verfassung  gedeihen  könne. 
Sie  schlössen  ihre  Augen  absichtlich  gegen  die  unendliche  Erschwerung  des 
Klein  Verkehrs  mit  der  Nachbarschaft,  gegen  das  Fehlen  aller  sonst  in  den 
Hafenstädten  naturgemäss  angesiedelten  Industrien,  gegen  die  entsittlichenden 
Folgen  des  unausrottbaren  Schmuggels  an  ihren  Staatsgrenzen.  Sie  über- 
hörten geflissentlich,  dass  die  deutsche  Nation  von  Jahr  zu  Jahr  dringlicher 
'von  ihnen  forderte,  eine  technische  Lösung  zu  finden,  die  den  berechtigten 
Forderungen  Deutschlands  Genüge  leiste  und  doch  die  eigenen  wirtschaft- 
lichen Interessen  hinreichend  sicher  stelle. 

Um  so  dringlicher,  als  unterdessen  die  Majorität  der  Deutschen  in 
schroffem  Umschwung  aus  einem  Volke  von  Freihändlern  zu  einem  Volke  von 
Schutzzöllnern  geworden  war.  Nicht  nur  weil  die  schulmässige  freihändlerische 
Lehre  der  deutschen  Manchestermänner  von  der  Nichteinmischung  des 
Staates  anfangs  der  siebziger  Jahre  dadurch  einen  tödlichen  Stoss  erhalten 
hatte,  dass  mn  Teil  der  führenden  Autoritäten  sich  in  der  Arbeiterfrage  von 
ihr  lossagte,  und  weil  eine  poativ-christliche  Strömung  nach  , Schutz  der 
ehrlichen  Arbeit"  und  das  neu  erwachte  Nationalbewusstsein  nach  einem 
, Deutschland  für  die  Deutschen"  verlangte.  Der  veränderten  Grundstimmung 
in  Deutschland  war  gleichzeitig  eine  parallele  Bewegung  des  Auslandes  ent- 
gegengekommen, die  überall  eine  Lossagung  von  der  freihändlerischen  Vei-- 
tragspolitik  Napoleons  III.  involvierte.  Dazu  hatten  unter  dem  Drucke 
dauernder,  auf  die  Gründerjahre  folgender  Absatzkrisen  die  aufs  neue  ver- 
bündeten Eisenindustriellen  und  Spinner  alle  sonstigen  hilfsbedürftigen  In- 
dnrtrien  znm  Schutze  der  , nationalen  Arbeit*  zu  vereinen  gewusst.  Gleich- 
SEdtig  hattra  die  früher  auf  den  Freihandel  eingeschworenen  Landwirte,  als 
ate  soin  errten  Mal  thatsächlich  von  ihm  erreicht  wurden  und  die  ungarische, 
räamsche  und  überseeische  Konkurrenz  in  jähem  Sturze  des  Getreidepreises 
und  gleichzeitigem  Sinken  der  Grundrente  am  eigenen  Leibe  erfuhren,  nadi 
Schnts  der  noüddwdra  Landwirtschaft  gerufen.  Das  Entscheidende  war, 
^ftffi  FOrst  Biönarek,  um  dem  Reidie  dauernde  Einnahmen  zu  sdiaffen,  das 
Angebot  jeder  ZolIbewiUigang  freudig  angenommai,  die  bisha*  getrennten 
IndustrieDw  und  Landwirte  m  mum  Gewalthanim  msaannm^pasribksaeii  und 
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in  einer  handebpolitiseben  Kampagne  obnegleichen  im  Bundesrate  und  im 
Reichstage  unter  sehroffist^  Verurteilung  der  seit  1862  befolgten  Tarifpolitik 
den  autcmomen  Schutzzolltarif  von  1879  durchgesetzt  hatte.  Anstatt  Deutsch- 
land unter  dem  System  des  Freihandels  sich  weiter  verbluteu  und  durch 
8«ne  iveitgeSfiheten  Thore  die  Ablagerungsstätte  aller  Überproduktion  des 
Aralandes  werden  zu  lassen^  sollte  fortan  die  Sicherung  des  inneren  Marktes, 
der  Sdbutz  aller  produzierenden  Berufisstände,  die  gleichmässige  Beschirnuing 
dar  LandwirtBchaft  und  der  Industrie,  dies  alles  bewirkt  durch  die  Zollpflicht 
der  gesamten  fremden  Einfuhr,  die  Aufgabe  der  deutschen  Handelspolitik 
bilden.    Wenn  die  Hanseaten  bisher  gehofft  hatten,  ihren  Freihafen  nach 
dem  Bechte  der  Verjährung  zu  einer  organischen  Einrichtung  des  deutschen 
Wirtschaftskörpers  zu  machen,  so  sollten  sie  es  jetzt  erleben,  dass  die  Mehr- 
heit der  Nation  mit  ihrem  neuen  schutzzöllnerischen  Tarif  eine  ehrliche  Probe 
zu  machen  sich  entschloss  und,  um  die  Hanseaten  zu  zwingen,  statt  ihrem 
internationalen  Zwischenhandel  vor  allem  dem  nationalen  Handel  zu  dienen, 
die   endliche   Ausführung  des   Artikels   33   verlangte.    Noch  in  demselben 
Jahre  1879  wandte  sich  die  Reichsregierung  an  den  Hamburger  und  Bremer 
Senat  mit  der  Anfrage,  ob  in  einer  naheliegenden  Zeit  der  Eintritt  ihrer 
Städte  in  das  Zollgebiet  zu  erwarten  sei.    Die  Antwort  Hamburgs  und  damit 
auch  Bremens  war  durchaus  ablehnend.    Es  ist  begreiflich,  dass  nach  zwölf 
Jahren  vergeblichen  Wartens  und  in  Konsequenz  der  neuen  Wirtschaftspolitik 
die  Reichsregierung  es  nun  für  ihre  Pflicht  hielt,  für  ihr  Zollgebiet  von 
45  Millionen  Menschen  einen  grossen  Hafen  zu  schaffen,  dessen  Thore  seinem 
Hinterlande  zu  jeder  Zeit  geöffiiet  wären.    Nach  abermals  einem  Jahre  ver- 
geblichen Wartens  beantragte  die  preussische  Regierung  beim  Bundesrate, 
die  Stadt  Altona  und  einen  Teil  der  hamburgischen  Vorstadt  St.  Pauli  in 
die  Zolllinie  einzuziehen.    Selbstverständlich  ging  sie  dabei  von  der  Über- 
zeugung aus,  dass  Hamburg  weder  in  Bezug  auf  Altona,  noch  auf  St.  Pauli 
ein   Widerspruchsrecht  habe.     Nachdem  Lübeck  der  Zollgemeinschaft  bei- 
getreten, lautete  der  Artikel  34:  „Die  Hansestädte  Bremen  und  Hamburg 
mit  einem  dem  Zweck  entsprechenden  Gebiet  bleiben  als  Freihäfen  auss^halb 
der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze,  bis  sie  ihren  Emtritt  in  dieselbe  beantragen  « 
Die  Verfassung  gewährte  demnach  allerdings  der  Btadt  Hamburg  vorläufig 
das  Eecht  ausserhalb  des  Zollvereins  zu  bleiben.    Dagegen  stand  ebenso 
selbstverständlich  nur  dem  Bundesrate  darüber  die  Entscheidung  zu,  welohe 
Teile  des  Hamburgischen  und  des  umliegenden  preussischen  Staatsgebietes, 
um  den  Aufgaben  des  Freihafens  zn  genfigen,  ausserhalb  der  Zollgrenze  zu 
bleiben  hätten.    Zudem  hatte  Preussen  nur,  weil  die  Herstellung  einer  ZoU- 
lime  zwischen  Altona  und  St.  Pauli  unmöglich  erschien,  aus  zoUtechnisdien 
Gründen  den  Anschluss  eines  Teiles  desselben  gefordert.  Dennoch  b^rfisiten 
di^  Hamburger  den  Antrag  mit  einem  Aufschrei  der  Entrüstung  und  be- 
schuldigten Preussen  offen  des  Verfassungsbruchs.    Sie  erklärten,  auch  nicht 
ein  Haus  von  St.  Pauli  herausgeben  zu  wdtoi.  Und  sie  arhoben  ihre  Elagw 
um  so  lauter,   als  die  im  Reichstage  von  Bismarck  kurzerhand  bei  S^te 
geschobenen  Freihändler  sie  täglich  und  eindrin^icdi  ermahnten,  die  letzten 
Bollwerke  des  Freihandels  zu  hüten  und  zu  wahren,  um  von  hier  aus  das 
in  die  Irrtümer  und  Irrgänge  der  JKamarekschen  SehutsasdUipcditik  hindn- 
gecatene  Deutschland  zurückzuerobern. 

Aber  wenn  die  lareussisdie  Begieruag  sich  in  Bezug  auf  St  Pauli  will- 
fibrig  erwies  und  ach  damit  bo^flgte,  den  Anschluss  Altonas  prinzipiell 
durdizuseteen,  so  richtete  sie  nun»  während  die  Hamburger  wegen  ihres 
Bkgea  in  einem  Meere  des  Entatokcns  a^wammen,  an  den  Bundesrat  Am 


weiteren  Antrag,  die  Zollgrenze  auf  der  Unterelbe  zum  1,  Januw  1882  nach 
Cuxhafen  zu  verlegen.  Auch  diesmal  hielt  sich  Preussen  durchaus  auf  Asm 
Rechtsboden.  Die  Zolllinie  war  1868  auf  eine  Verordnung  des  Bundesrats 
von  Wittenberge  nach  Bergedorf  oberhalb  Hamburgs  verlegt  worden;  folglidi 
konnte  sie  auch  durch  eine  neue  Verordnung  bis  an  die  See  vorgeschoben 
werden,  wie  es  das  Zullgesetz  von  1869  ausdrücklich  verlangte.  Noch  dazu 
wären  die  Interessen  der  Hamburger  dadurch  kaum  geschädigt  worden.  Das 
Reich  erhebt  keine  Durchfuhrzölle.  Die  nach  Hambur^r  aufwärts  gehenden 
Schiffe  wären  auch  nach  Errichtung  der  Zollstelle  in  Cuxhafen  zollfrei  ein- 
gegangen und  lediglich  im  Interesse  der  Zollsicherheit  genötigt  worden,  für' 
die  Fahrt  durch  die  Zolliuland  gewordene  Elbe  einen  Zollbeamten  an  Bord 
zu  nehmen  und  für  diesen  die  Gebülirentaxe  zu  zahlen. 

Sofort  erhoben  die  Hamburger  von  neuem  ihre  Weherufe  über  das  ge- 
waltthätige  Vorgehen  Preussens.  Zu  ihren  Klagen  gesellten  sich  die  Ent- 
rüstungsrufe der  gesamten  Opposition  über  den  Kanzlerdespotisnuis  und  über 
den  unausrottbaren  Hass  der  Junker  gegen  den  Handel  und  die  Städte.  Am 
20.  Mai  1881  machte  sogar  der  Abgeordnete  Richter  den  Versuch,  den 
Reichstag  zum  Schutze  des  vom  Bundesrate  bedrohten  Bundesstaates  aufzu- 
bieten. Aber  in  dem  Augenblicke,  wo  die  Leidenschaften  ihren  Höhepunkt 
erreichten,  sollte  auch  der  Umschwung  erfolgen.  Wie  so  oft  in  der  Ge- 
schichte der  alten  Hansa  der  Rat  der  Hansestädte  sich  der  Bürgerschaft 
überlegen  bewiesen,  so  hatte  auch  der  Hamburger  Senat,  obwohl  er  nicht 
weniger  als  die  Bürgerschaft  die  unveränderte  Beibehaltung  des  alten  Zu- 
gtandes wünschte,  in  der  Erkenntnis,  dass  der  Erfolg  in  der  St.  Paulifrage 
nur  ein  Pyrrhusmeg  gewesen  sei,  den  klugen  Entschluss  gefasst,  zunächst  im 
vollsten  Widerspruche  mit  der  öffentlichen  Meinung,  den  Frieden  mit  dem 
Beiche  zu  suchen.  Nach  sorgfältigen,  umfassenden  Beratungen  mit  der 
Handelskamm^  und  nach  monatelanger,  eingehendster  gemeinsamer  Arbeit 
mit  einem  vom  Finanzminister  gesandten  Beamten  hatte  er  es  gewagt,  am 
9.  Mai  1881  in  formelle  Verhandlungen  über  den  Anschluss  Hamburgs  ein- 
zutreten, und  entschloss  sich  am  26,  Mai,  ein  vorläufiges  Abkommen  mit  der 
Beichsregiermig  über  die  anderweitige  Abgrenzung  des  Freihafengebietes  zu 
unterzeichnen.  Am  lö.  Juni  wussten  dann  die  Sprecher  des  Senats,  nachdem 
zuvw  die  Handdflkammer  und  Grewerbekammer  offen  dafür  eingetreten  waren, 
in  jener  «ebenstündigen  SitEung,  die  man  in  Hamburg  niemalß  vergessen 
wird,  die  Mebibeit  der  Bürgerschaft  dahin  zu  bestimmen,  den  aussichtslosen 
Kampf  nicht  nur  mit  dem  Reichskanrier,  sondern  mit  dem  ganzen  deutschen 
Vi^lBmde  aufzugeben.  Und  ebenso  fand,  als  im  Herbst  1885  A&c  Bundes- 
nt  es  för  nötig  erachtete,  nicht  die  Thatsache  des  in  der  Verfassung  vor- 
gesdimen  EänMtts  Hamburgs,  sondern  nur  gewisse  Modalitäten  desselben 
dar  Oenehmigung  des  Betehsti^  zu  unterbreiten,  das  Abkommen  vom  25.  Mai 
.  überwSltigende  Zustimmung,  obwohl  die  Fortschrittepartei  das  Ihre  that,  die 
Hamburger,  derw  Erbimsheit  de,  so  lange  «e  wktoffitanden,  in  den  Himmel 
gehoben,  zu  diarakterloBm  Menschen  zu  stempeln  und  jedermann  vor  dem 
heimtfiekisdien  Baehsbmd^r,  der  bis  1878  ein  Freihändler  gewesen,  jetzt 
zum  Sehutsz^hier  gew^en  und  im  Handumdrehen  vielleieht  nodi  einmal 
ein  Frmh&adler  weiä^.  kSnne,  nach  besten  Kriftai  zu  ytvamm. 

Das  j(^kommen  vom  25.  Süd  war  su  stände  gekommen  auf  dem  Wege 
jmktischer  Politik»  durcb  beid^rs^tige  ZurficUbaltung  in  Bezug  auf  unerfOll- 
bare  Wfinsdie  und  Fordamngen  und  dureh  bundesfreundliches  Eingehen  auf 
berechtigte  Interessen  des  aiid^iu  Wenn  die  extremstai  gchutzzölln^  «ne 
ggodiche  Auftebung  des  Frdihafttis  gefordert  hattra,  indm  sie  adi  dmredeten, 


daets,  sobald  man  die  Hamburger  hindere,  mit  ausländischen  Waren  zu  han- 
deln, fiMrtan  auch  das  Ausland  statt  fremden  Gutes  deutsches  kaufen  werde, 
so  soUte  alleardiitgs  nach  dem- 1.  Oktober  1888  die  gesamte  Wolmstadt  Ham- 
bni^  dem  Zollgebiete  einv^ff'leibt  werden.  Dagegen  erklärte  sich  die  Reichs- 
regierung damit  'einverstanden,  dass  der  Stadt  Hamburg  am  rechten  Ufer  der 
Elbe,  auf  dem  besten  Teil  des  Flusses  selbst  und  auf  den  der  Stadt  gegen- 
über -liegenden  Löseln  ein  neu  abzugrenzendes  Freihafengebiet  von  solcher 
Ausdehnung  zu  belassen  sei,  dass  die  Hamburger,  da  keine  Wohnungen  und 
kein  Detailhandel  in  demselben  geduldet  werden,  schwerlich  jemals  ganz 
davon  Gebrauch  macheu  dürften.  Desgleichen  bewilligte  sie  bereitwilligst  den 
Exporteuren,  auf  ihren  Kontierungslagern  in  der  Zollinland  gewordenen 
Wohnstadt  auch  künftig  zollausländische  und  zollinländische  Artikel  neben 
einander  zu  führen.  Selbst  der  eigentümlichen  Exi)ortindustrie,  die  sich  nach 
der  Meinung  der  binnenländischen  Fabrikanten  wie  eine  Schmarotzerpflanze 
an  den  Stamm  des  hamburgischen  Zwischenhandels  angeklammert  und  durch 
die  „Veredelung"  der  zollfrei  eingeführten  ausländischen  Waren  den  deutschen 
Produzenten  im  Auslande  eine  ungleiche  Konkurrenz  bereitete,  wurde  ihre 
Fortdauer  im  Freihafengebiet  trotz  bisweilen  zweifelhafter  Existenzberechtigung 
gesichert.  Die  Zollkontrolle  des  zwischen  dem  neuen  Freihafengebiet  und  der 
See  hin-  und  hergehenden  Schiffsverkehrs  wurde  in  liberalster  Weise  geregelt. 
Ebenso  versprach  die  Reichsregierung,  um  die  Furcht  der  Hamburger  vor 
dem  bureaukratischen  preussischen  Zollsystem  zu  beseitigen,  ihre  Eegulative 
zu  revidieren,  und  überliess  sogar  vertrauensvoll  der  Stadt  die  Verwaltung  der 
Zölle  durch  ihre  eigenen  Beamten  und  Behörden.  Endlich  war  die  Reichs- 
regierung sofort  bereit,  den  gesamten  Nachsteuertrag  der  in  der  Wohnstadt 
angehäuften  fremdländischen  Waren  der  hamburgischen  Staatskasse  zu  teil 
werden  zu  lassen,  und  versprach,  zu  den  durch  den  Zollanschluss  erwachsenen 
Unkosten  die  Hälfte,  bis  zur  Höhe  von  40  Millionen  Mark,  beizusteuern. 

Man  kann  zweifeln,  ob  Bremen  klug  gehandelt  hatte,  sich  jeder  selb- 
ständigen Politik  zu  enthalten  und  einfach  mit  Hamburg  stehen  und  fallen 
zu  wollen.  Jedenfalls  blieb  den  Bremern  in  dem  Augenblicke,  wo  der  Ham- 
burger Senat  einlenkte,  nichts  weiter  übrig,  als  auch  ihrerseits  den  Frieden 
mit  dem  Reiche  zu  suchen,  (lenau  wie  der  Hamburger  Senat  hatte  daher 
auch  der  Bremer  Senat  1880  gewisse  Voruntersuchungen  angestellt  und  im 
April  1881  an  den  preussischen  Finanzminister  das  Ersucht  um  vertrau- 
liche Vorbesprechungen  über  die  Grundlagen  des  Anschlusses  gerichtet.  Da 
indessen  die  Reichsregierung  mit  Bestimmtheit  erklärte,  dass  sie  bei  den 
Schwierigkeiten  der  Hamburger  Frage  erst  nach  dem  Abschlüsse  mit  Ham- 
burg verhandeln  könne,  so  wurde  erst  3  Jahre  später,  am  4.  Juli  1884,  eine 
vorläufige  Verembarung  unterzeichnet.  Am  29.  August  teilte  sie  der  Senat 
der  Bürgerschaft  mit.  In  Hamburg  war  in  jener  denkwürdigen  Sitsong  der 
Bürgerschaft  am  15.  Juni  1881  ein  erbitterter  Streit  am^efochten  worden,, 
ob  man  Frieden  schliessen  oder  den  Kampf  fortsetzen  wolle.  In  Brrai^ 
wagte  nach  dem  Friedensschlüsse  Hamburgs  kaum  jemand  zu  widersprechen. 
Auch  als  der  Bundesrat  im  Januar  1885  dem  Beichstage  eine  Vorlage^  Uber 
den  Anschluss  Bremens  zugehen  liess,  vermoditea  selbst  die  ausgesprochensten 
Freihändler  nichts  dagegai  eintowenden,  dass  Bremw  das  SebiduMd  Harn* 
borgs  teilen  müsse. 

Die  von  Hamburg  so  versehiedenen  Ertlichen  VerhSltniase  Bimmens 
bedingten  es,  dass,  warn  die  Wohnstadt  gleidizdt  mit  ^^unburg  dem  Zoll- 
verein angeschlossen  wurde,  zwei  getrennte  Gebiete  den  Angaben  des  mter- 
nationalen  ZwiscKenhandels  vorbdialten  UUebea  Die  BeUdiaregierung  willigte 


sofort  darin,  die  Hafenanlagen  von  Bremerhaven  und  die  damit  verbünde«! 

Petroleumlager  durch  ein  ZoUgitter  als  Ausscblussgebiet  von  dar  Wohnstadt 
Bremerhaven  zu  trennen.  Dagegen  mussten  fittch  die  Bremer  im  G^'^oisatz 
zu  Hamburg  damit  begnügen,  dass,  während  sämtliche  bishmgen  Hafen- 
anlagen, Warenhäuser  imd  Löschanstalten  der  Stadt  Bremen  selbst  in  das  Zdl- 
gebiet  einzutreten  hatten,  unterhalb  der  Stadt  auf  dem  rechten  Weser- 
ufer  ein  neuer  stadtbremischer  Freihafenbezirk  mit  einem  Umfange  ^  von 
87  Hektaren  geschaffen  wurde.  Sie  mussten  sich  weiter  damit  zufrieden 
geben,  dass  für  dieses  Entrepot  die  Gründung  einer  der  hamburgißchen  ent- 
sprechenden ExiDortindustrie  versagt  blieb.  Im  übrigen  bewies  das  Reich 
durch  Erleichterung  der  Zollkontrolle  für  die  die  Unterweser  pasinerenden 
Seeschiffe  und  die  zwischen  Bremen  und  Bremerhaven  verkehrenden  Leidita-- 
schiffe,  durch  eine  den  Bedürfnissen  des  Bremer  Handels  entsprechende  Ab- 
änderung der  Zollregulative,  durch  Überlassung  der  gesamten  Zoll-  und 
Steuerverwaltung  an  Bremen  und  durch  Überweisung  des  Nachsteuerertrags 
V^n  die  Bremer  Staatskasse  dieselbe  entgegenkommende  und  wohlwollende 
Wltung  Avie  beim  Anschluss  Hamburgs.  Es  bewilligte  endlich  auch  der 
Stadt  Bremen  für  die  durch  den  Zollanschluss  notwendige  Herstellung  neuer 
Hafenanlagen  und  Warenschuppen  einen  Zuschuss  bis  zur  Höhe  von  zwölf 
Millionen  Mark. 

Nachdem  inzwischen  das  lüesenwerk  der  Zollanschlussbauten  vollendet 
worden,  erfolgte  in  der  Nacht  vom  14.  zum*  15.  Oktober  1888  auf  Anordnung 
des  Bundesrates  der  Anschluss  der  beiden  Hansestädte.  Es  war  damit  erfüllt, 
was  Motz  in  jener  merkwürdigen  Denkschrift  vom  Juni  1829,  in  der  er  dem 
Könige  Friedrieh  Wilhelm  HL  über  die  soeben  zwischen  Preussen-Darmstadt 
und  Bayern  -  Württemberg  abgeschlossenen  Verträge  berichtete ,  klar  aus- 
gesprochen hatte,  dass  sich  nach  und  nach  alle  deutschen  Staaten  und  ganz 
zuletzt  auch  die  Hansestädte  dem  preussischen  Zollsystem  angliedern  würden. 
Erst  nachdem  die  im  Artikel  34  der  Reichsverfassung  enthaltenen  Reservat- 
rechte  Bremens  und  Hamburgs  durch  den  Lauf  der  Ereignisse  dahin  inter- 
^pretiert  waren,  dass  sie  nur  auf  die  Freihafenbezirke  l>eider  Hansestädte 
■^dauernde  Anwendung  finden  sollten,  hörte  der  Grundsatz  der  Zoll-  und 
Handelseinheit  auf,  in  Bezug  auf  jene  beiden  ein  Postulat  zu  sein,  und 
Artikel  33  der  Reichsverfassung  sprach  die  thatsächliche  Wahrheit  aus, 
trenn  er  meldete:  Deutschland  bildet  ein  Zoll-  imd  Handelsgebiet,  um- 
^ben  von  gememschaftlicher  Zollgrenze.  Ausgeschlossen  i)li4]Km  die  wegen 
ihrer  Lage  zur  Fii^flAhlifipflung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeigueteu  einzelnen 
Gebietsteile.  *) 

Neben  den  drei  glorreichen  Feldzügen  der  neueren  preussisch-deutschen 
Kriegsgeschichte  und  neben  den  grossen  Gestalten  Kaiser  Wilhelms  I.  und 
eeiner  Paladine  ißt  die  Geschichte  des  preussisch-deutschen  Zollvereins  fast 
vergessen.  Kaum  gedenkt  heute  noch  jemand  der  grossen  Zollvereinskrisen, 
die  unsere  Väter  so  leidenschaftlich  erregten.  Es  ist  eine  Pflicht  der  Dank- 
barkeit, das  Angedenken  der  Maassm  und  Motz  zu  erneuem,  die  in  müder 
und  verdrossener  Zeit  daran  gingen,  durch  Beseitigung  der  inneren  Scheide- 
W&ide  die  wirtschaftliche  Einheit  der  Nation  herzustellen,  durch  das  Band 
der  irirteohafdißben  Tntomowin  die  deutschen  Staaten  unlösbar  an  Fxeviaam 


*)  So  die  1890  mit  dem  Bundesgebiet  vereinte  Insel  Helgoland,  für  welche 
Preusaen  zu  den  Eeichsau^aben  durch  Zahlung  eines  Aversums  beiträgt.  Andrer- 
seits umfasst  die  deutsche  2£>llgmeüischaft  no<£  heute  das  Grossherzogtum  Luxem- 
burg, obwoÜ  dasselbe  nicht  zum  Dentsdien  Beiehe  gdiört 
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zu  ketten  und  durch  die  wirtschaftliche  Hegemonie  Preiissens  auch  seine  politische 
in  Kleindeutschland  zu  begründen.  Wenn  dabei  die  Erkenntnis  gewonnen 
wird,  dass  die  ungeahnten  Erfolge  Preussens  während  der  Wilhenunischen 
Epoche  durch  lange,  entsagungsvolle  Arbeit  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
Interessen  sicher  vorbereitet  wurden,  so  erwächst  darüber  hinaus  die  freudige 
Gewissheit,  dass  das  auf  so  natürlicher  und  innerlich  fester  Grundlage  er- 
richtete Deutsche  Reich  ebenso  wenig,  wie  einst  der  Staat  Friedrichs  des 
Grossen,  eine  glückliche  Improvisation  ist  und  nötigenfalls  selbst  einen 
unglücklichen  siebenjährigen  Krieg  überdauern  würde. 


ZOOlO 


